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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Après l'échec des pourparlers de paix entre les ministres des affaires étrangères
américain et irakien qui se sont tenus à Genève au début du mois de janvier, le
déclenchement d'un conflit armé dans le Golfe était devenu quasiment inévitable. Le
Conseil fédéral a proposé en vain aux deux protagonistes de jouer le rôle de médiateur
ou d'intermédiaire en offrant ses services si l'une des parties l'estimait utile. R. Felber a
encore eu un entretien avec le secrétaire général des Nations Unies peu avant que
celui-ci ne s'envole vers Bagdad pour une mission de la dernière chance. Quelques
jours avant l'expiration de l'ultimatum du 15 janvier posé par le Conseil de sécurité de
l'ONU pour le retrait des troupes irakiennes du Koweit, les diplomates suisses en poste
à Bagdad ont quitté l'Irak. 1

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 10.01.1991
ANDRÉ MACH

L’affaire Wikileaks a touché la Suisse dans une modeste mesure en fin d’année. Les
dépêches diplomatiques révèlent notamment que la Suisse a été considérée comme
une « démocratie alpine frustrante » par la diplomatie américaine républicaine. 2

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 07.12.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Trois mois avant la COP 21, la 21ème conférence des parties (Conference of the Parties)
à la Convention Cadre de l'ONU sur les changements climatiques, la conseillère fédérale
Doris Leuthard s'est rendue à Paris pour participer à deux réunions ministérielles sur le
climat. Lors de la première rencontre, organisée par la Suisse et les Etats-Unis, des
représentants des 19 pays finançant la politique climatique internationale ont discuté
des règles et des modalités concernant l'aide aux pays en développement dans le
domaine du climat. La seconde rencontre, organisée par le gouvernement français, a
servi de préparation à la COP 21. 3

ANDERES
DATUM: 05.09.2015
CAROLINE HULLIGER

Im Januar 2020 verabschiedete der Bundesrat die Aussenpolitische Strategie 2020-
2023, die jeweils die Vorgaben der bundesrätlichen Legislaturplanung ausformuliert. Im
Aussenpolitischen Bericht 2019, der die Strategie 2016-2019 evaluierte, zeigte sich, dass
vor allem in Bezug auf die Kohärenz zwischen Innen- und Aussenpolitik noch
Handlungsbedarf bestand. Die angestrebte Kohärenz solle durch vertikale Kooperation
(lokal, kantonal, national, bilateral) und horizontale Kooperation zwischen
Departementen, Bundesstellen und dem Parlament erreicht werden. Als
Orientierungshilfen dienten dazu die Bundesverfassung, die Legislaturplanung sowie
die UNO-Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung. Um die Wirksamkeit und
Glaubwürdigkeit der Schweizer Aussenpolitik zu erhöhen, erarbeitete das EDA die
Strategie 2020-2023 daher erstmals im Rahmen eines departementsübergreifenden
Prozesses. 
Thematisch setzte der Bundesrat vier Schwerpunkte: Frieden und Sicherheit,
Wohlstand, Nachhaltigkeit sowie Digitalisierung. Ein besonderer Fokus sollte, wie schon
in der letzten Aussenpolitischen Strategie, auf die Region Europa/EU gelegt werden. 
Frieden und Sicherheit bilden altbekannte Ziele der Schweizer Aussenpolitik. Diese
wolle man in der anstehenden Legislatur insbesondere durch die mögliche Wahl als
nichtständiges Mitglied im UNO-Sicherheitsrat fördern. Das Profil der Schweiz als
Vermittlerin ohne versteckte Agenda solle weiterhin geschärft werden, denn gerade in
humanitären und völkerrechtlichen Fragen verfüge die Schweiz mit Genf über einen
weltweit anerkannten Hub. 
Die Schweizer Aussenpolitik setze sich gemäss Strategie insofern für den Wohlstand des
Landes ein, als sie für günstige Rahmenbedingungen auf bilateraler wie auch
multilateraler Ebene sorge. Im Fall der EU soll dies durch den Abschluss des
institutionellen Abkommens gewährleistet werden. Man setze sich jedoch auch
weiterhin für den Wohlstand anderer Länder ein, indem beispielsweise der Marktzugang
von Entwicklungsländern begünstigt werde.
Nachhaltigkeit beziehe sich einerseits auf einen schonenden Umgang mit Ressourcen
sowie die Umsetzung des Pariser Klimaabkommens, andererseits auch auf den Schutz
der Bevölkerung durch wirksame nationale Gesundheitssysteme. Auch das gefährdete
Kulturerbe wolle man schützen, unter anderem durch die Teilnahme an diversen EU-
Programmen sowie durch die Mitgliedschaft im UNESCO-Exekutivrat von 2019 bis 2023.

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 30.01.2020
AMANDO AMMANN
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Der Bundesrat sieht die Schweiz zudem als Brückenbauerin im Bereich der
Digitalisierung. Es bedürfe einer globalen Digitalisierungspolitik, um die soziale und
wirtschaftliche Entwicklung fördern zu können. Auch hier solle Genf als Zentrum einer
globalen Digital- und Technologiepolitik eine tragende Rolle zukommen. Bestehende
Foren sollen daher ausgebaut werden. Überdies besässe die Schweiz bereits Know-How
in der internationalen Vertrauensbildung und könne dies auch im Cyberraum zur
Anwendung bringen; beispielsweise, wenn es um die Anwendung des Völkerrechts oder
um die Klärung von Zuständigkeiten im Netz gehe. Die Interessenwahrung in der
Beziehung Schweiz-EU sei nach wie vor Kernbestandteil der Schweizer Aussenpolitik.
Bilaterale Abkommen wie das institutionelle Rahmenabkommen und andere, sektorielle
Abkommen sollen auch weiterhin als Hauptinstrument dienen. Dazu gehöre auch die
fortgesetzte Assoziierung an Schengen/Dublin. Nach dem Austritt des Vereinigten
Königreichs aus der EU gelte es zudem, im Rahmen der «Mind the Gap»-Strategie die
bilateralen Beziehungen mit Grossbritannien aufrecht zu erhalten. Im Nahen Osten
setze man sich weiterhin für die Achtung des Völkerrechts und der Menschenrechte
ein, während man mit Ländern wie Russland und der Türkei im Dialog stehe, um die
Bevölkerung in Konfliktregionen zu unterstützen. Eher wirtschaftliche Interessen
verfolge die Schweiz in China, wo man sich für die Teilnahme von Schweizer
Unternehmen an der Belt and Road-Initiative stark mache, und in den USA, wo der
Fokus auf der Vertiefung der bereits sehr engen wirtschaftlichen Beziehungen liege.
Längerfristig dürfte der Abschluss eines Freihandelsabkommens mit den USA in den
Vordergrund rücken. 
Die NZZ beobachtete, dass die wachsende Bedeutung Chinas – unter anderem für die
Schweiz – auch dem EDA nicht entgangen zu sein schien. So zählte die NZZ im
vergangenen aussenpolitischen Bericht bloss zwei Erwähnungen des Landes, während
es in der Strategie 2020-2023 bereits 19 Nennungen waren. Die Beziehungen zu China
seien jedoch von «Knackpunkten» geprägt, so die Zeitung weiter. Differenzen in
Menschenrechtsfragen, den politischen Systemen und den sicherheitspolitischen
Strategien dürften zu Interessenkonflikten führen. Zudem bemühten sich linke Kreise
gemäss NZZ darum, das Freihandelsabkommen mit China zu sistieren, bis sich die
Menschenrechtslage in Xinjiang verbessere. Die detaillierte Ausarbeitung der
Chinastrategie erfolge erst zu einem späteren Zeitpunkt, liess Bundesrat Cassis
gegenüber den Medien verlauten. 4

Der Bundesrat veröffentlichte im Februar 2022 die Amerikas-Strategie 2022-2025 der
Schweiz, eine von insgesamt vier geografischen Folgestrategien zur Aussenpolitischen
Strategie 2020-2023. Diese diene gemäss Bericht der Verbesserung der Kohärenz der
Aktivitäten auf dem amerikanischen Kontinent (Nord-, Zentral- und Südamerika). Der
Bundesrat unterscheide dabei zwischen fünf geografischen Schwerpunkten: den USA;
Kanada; den «Jaguaren» Lateinamerikas (Argentinien, Brasilien, Chile, Kolumbien,
Mexiko, Peru); den IZA-Ländern des EDA (Bolivien, Haiti, Honduras, Kuba, Nicaragua);
und ausgewählten Regionalorganisationen. 
Für die Zusammenarbeit mit den USA und Kanada seien alle vier Schwerpunktthemen
der Aussenpolitischen Strategie (Frieden & Sicherheit, Wohlstand, Nachhaltigkeit,
Digitalisierung) relevant, da beide Staaten nicht nur wirtschaftlich, sondern auch
kulturell extrem eng mit der Schweiz verbunden seien. Als Mitglieder diverser
multilateraler Organisationen seien die beiden Länder in vielen Gebieten wie dem
Klimaschutz, der Digitalisierung oder der Sicherheitspolitik tonangebend. 
Lateinamerika und die Karibik seien eigentlich keine Schwerpunktregion der Schweizer
Aussenpolitik, trotzdem habe die Schweiz auch in diesen Gebieten bedeutende – vor
allem wirtschaftliche – Interessen. Während der Fokus der Kooperation bei den Jaguar-
Staaten ähnlich breit wie im Falle der nordamerikanischen Staaten gelagert sei, spiele
die Digitalisierung im Falle der IZA-Länder keine Rolle. Man habe sich im Rahmen der
IZA-Strategie 2021-2024 dafür entschieden, die bilaterale Entwicklungszusammenarbeit
des EDA in Lateinamerika und der Karibik bis Ende 2024 schrittweise abzubauen. Die
Schweiz setze ab 2025 aber in diesen beiden Gebieten weiterhin auf Engagements in
multilateralen Organisationen; auf die wirtschaftliche Entwicklungszusammenarbeit des
SECO; auf die Förderung von Frieden; Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte; auf die
Humanitäre Hilfe; auf Globalprogramme zu Klimawandel, Wasser, Ernährung,
Gesundheit und Migration, sowie auf den Kulturaustausch. 
Über die Regionalorganisationen, in denen die Schweiz Mitglied ist oder
Beobachterstatus hat, versuche die Schweiz ihre Interessen und Werte zu stärken. Sie
konzentriere sich dabei auf die Themen Frieden und Sicherheit, Wohlstand und
Nachhaltigkeit, indem man die regionale Zusammenarbeit und den Austausch von Best
Practices fördere und die Handlungsfähigkeit der regionalen Organisationen stärke. 

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 16.02.2022
AMANDO AMMANN
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Für die Umsetzung der Strategie arbeite man einerseits mit Gast- und Drittstaaten,
andererseits mit internationalen Organisationen, Universitäten, NGOs und privaten
Unternehmen zusammen. 5

In der Frühjahrssession 2022 nahm der Ständerat Kenntnis vom Aussenpolitischen
Bericht 2021. Im Mittelpunkt des Berichts stand die Europapolitik der Schweiz mit dem
Schwerpunkt des institutionellen Rahmenabkommens. Darüber hinaus gab er eine
Übersicht über die aussenpolitischen Aktivitäten in Umsetzung der Aussenpolitischen
Strategie 2020-2023. Zu Beginn lieferte der Bericht eine Einschätzung der
geopolitischen Entwicklungen und hielt fest, dass der Abzug der US-amerikanischen
Truppen aus Afghanistan – der die Evakuation des Schweizer Kooperationsbüros nötig
gemacht hatte – eine Zeitenwende markiere, wobei sich die USA von der
Terrorbekämpfung abwenden und sich stattdessen auf ihre Beziehungen mit
rivalisierenden Grossmächten wie China konzentrieren würden. Durch die
zunehmenden Spannungen zwischen den Grossmächten hätten auch die Guten Dienste
und die Gaststaatrolle der Schweiz an Bedeutung gewonnen. Als Beispiel nannte der
Bericht das Treffen zwischen US-Präsident Joe Biden und dem russischen Präsidenten
Wladimir Putin in Genf, sowie die Vorbereitung zahlreicher Friedensprozesse, unter
anderem jenen für Libyen. 
Zudem sei es gelungen, im Bereich der Aussenpolitik mehr Kohärenz zwischen den
verschiedenen Departementen herzustellen. Mit der Veröffentlichung der
geografischen Folgestrategien Sub-Sahara-Afrika 2021-2024 und China 2021-2024
wurde die zweite Ebene der aussenpolitischen Strategie ausgebaut. 
Im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit, die durch die IZA-Strategie 2021-2024
definiert wird, dominierten im Berichtsjahr die Folgen der Covid-19-Pandemie. Die
Schweiz beteiligte sich unter anderem an der Entlastung der Gesundheitssysteme
durch finanzielle und medizinische Hilfslieferungen, beispielsweise durch die
zusätzlichen Kredite in Höhe von CHF 226 Mio. zugunsten der multilateralen Initiative
«Access to Covid-19 Tools Accelerator». In Erfüllung der Strategie Digitalaussenpolitik
2021-2024 wurde der Wissenschaftsdiplomatie eine grössere Rolle in der Schweizer
Aussenpolitik eingeräumt. Die 2019 gegründete GESDA konnte im Berichtsjahr erstmals
eine grössere Veranstaltung durchführen und trug damit zum Ziel der Strategie bei,
brückenbauend an der Schnittstelle von Wissenschaft und Politik zu wirken. 
Ein wichtiges Ziel der Legislaturplanung des Bundesrats 2019-2023 bestand in der
Sicherstellung geregelter Beziehungen mit der EU. Aufgrund des Abbruchs der
Verhandlungen über das InstA widmete sich das Schwerpunktkapitel den bilateralen
Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU. Der Bundesrat bekräftigte seinen
Willen, den bilateralen Weg fortzuführen und legte dar, welche zusätzlichen
Massnahmen zur Umsetzung des Legislaturziels ergriffen werden müssen. Um die
Beziehungen zur EU zu verbessern und die Zusammenarbeit zu stärken, wurden
verschiedene Massnahmen beschlossen, darunter die Freigabe der Rahmenkredite
Kohäsion und Migration und die Aufnahme eines strukturierten politischen Dialogs. In
vielen Bereichen zeigte sich 2021 jedoch keine Verbesserung oder gar eine
Verschlechterung der bilateralen Beziehungen. So wurden bei den Assoziierungen an
das Horizon-Paket 2021-2027 und Erasmus+ keine Fortschritte erzielt, das
Stromabkommen mit der EU rückte nach dem Aus des Rahmenabkommens in weite
Ferne und die fehlende Aktualisierung des MRA im Bereich der Medizinprodukte zwang
den Bundesrat dazu, Massnahmen zur Gewährleistung der Versorgung mit sicheren
Medizinprodukten zu erlassen. Trotz der schwierigen Beziehungen band sich die
Schweiz auch im Berichtsjahr in verschiedenen Sektoren enger an die EU. Unter
anderem beschäftigte sich eine interdepartementale Arbeitsgruppe mit dem von der
EU vorgesehenen CO2-Grenzausgleichsmechanismus, das Abkommen über
Zollerleichterungen und Zollsicherheit wurde aktualisiert und das Parlament
genehmigte die Übernahme weiterer Teile des Schengen-Besitzstands. Zudem wurde
die Beteiligung an der Prümer Zusammenarbeit, die wichtig für die polizeiliche
Kooperation innerhalb Europas ist, im Parlament angenommen. 
Der Bericht bilanzierte, dass die Umsetzung der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023
in Bezug auf die Beziehungen zur EU einen Rückschlag erlitten habe. Anderweitig
verlaufe die Implementation der Strategie trotz der Pandemie aber zufriedenstellend.
Im anstehenden Jahr wolle sich die Schweiz für einen wirksamen Multilateralismus
einsetzen, wenn möglich als Mitglied des UNO-Sicherheitsrats. Zwei wichtige Anlässe zu
diesem Thema fänden 2022 in der Schweiz statt, einerseits das «International
Cooperation Forum Switzerland», andererseits die fünfte Ukraine-Reformkonferenz. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.03.2022
AMANDO AMMANN
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Beziehungen zu internationalen Organisationen

Le chef du DFAE, R. Felber, a présidé jusqu'au mois de mai le comité des ministres du
Conseil de l'Europe. Au cours des six mois de présidence helvétique, l'organisation a
poursuivi son ouverture à l'égard des pays d'Europe centrale et de l'Est. La Bulgarie est
devenue le 27e membre de l'organisation; la Roumanie, la Slovénie, l'Albanie et la Russie
ont également déposé une demande d'adhésion au début de l'année. La plus vieille des
institutions européennes est ainsi progressivement devenue la première structure
d'accueil pour les pays d'Europe centrale et orientale dans leur voie vers l'intégration
européenne. Lors de sa période de présidence, R. Felber s'est également efforcé
d'améliorer les contacts avec les Etats-Unis, qui ont toujours fait preuve de réticences
à l'égard du Conseil de l'Europe, en raison de la prééminence de la France au sein de
cette institution. Lors de son voyage aux Etats-Unis, le chef du DFAE, accompagné par
la secrétaire générale C. Lalumière, a tenu à sensibiliser le président américain aux
activités du Conseil de l'Europe; il a également plaidé pour une meilleure coordination
entre les activités de celui-ci et celles de la CSCE, dont les Etats-Unis sont membres. 7

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 07.05.1992
ANDRÉ MACH

Fin avril, Didier Burkhalter a participé, à New York, à la Conférence sur les Parties
chargée d’examiner le Traité sur la non-prolifération des armes nucléaires de l'ONU. Il
y a souligné que la promotion de la paix et de la sécurité étaient des priorités de la
politique étrangère suisse et que la Suisse était très engagée pour prévenir la diffusion
des armes de destruction massive et pour les éliminer. 8

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 27.04.2015
CAROLINE HULLIGER

Zwischenstaatliche Beziehungen

MIGRIERT L'annulation du voyage que le conseiller fédéral Aubert devait faire à Moscou
est une conséquence directe de l'invasion soviétique en Afghanistan. Cette visite aurait
dû avoir lieu en raison de l'universalité des relations extérieures qu'entretient la Suisse.
En 1979, notre ministre des affaires étrangères avait visité l'Afrique et les Etats-Unis.
Dès lors, un voyage à Moscou s'imposait. Une visite diplomatique dans un pays ne
signifie pourtant nullement que l'on approuve sa politique. Si le conseiller fédéral
Aubert a tout de même renoncé à son projet, c'est qu'il s'est rendu compte que le but
de sa visite en URSS serait mal interprété par les milieux bourgeois, en raison de
l'invasion de l'Afghanistan. 9

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 18.03.1980
REGINA ESCHER

MIGRIERT Après qu'il est devenu manifeste que les otages américains n'étaient plus aux
mains des étudiants mais que les dirigeants iraniens constituaient le moteur de cette
affaire, des voix se sont élevées en Suisse pour critiquer le DFAE: les diplomates
suisses, disaient-elles, devraient persister dans leur exigence de libération des otages
et, devant le refus des Iraniens, déposer ensuite leur mandat de puissance protectrice;
ne pas agir ainsi favoriserait en quelque sorte une violation durable du droit des gens.
Le conseiller fédéral Aubert a répondu à une question semblable de V. Oehen (an, BE)
en lui faisant remarquer qu'officiellement la situation n'avait pas changé depuis avril.
Notre ministre des affaires étrangères a ajouté que le dépôt du mandat de puissance
protectrice enlèverait toute crédibilité au principe de la disponibilité de la Suisse. 10

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 08.12.1980
REGINA ESCHER

Depuis avril, la Suisse représente officiellement les intérêts américains en Iran. Les
conditions dans lesquelles la Suisse a commencé à exercer son mandat de puissance
protectrice ont été vraiment exceptionnelles: l'ambassade américaine était occupée;
les diplomates américains étaient pris en otage. Malgré ces circonstances contraires au
droit des gens, la Suisse a répondu affirmativement à la requête des Etats-Unis. En
effet, notre pays ne saurait refuser ses bons offices et services précisément dans des
situations difficiles, puisque le principe de disponibilité et sa longue tradition de
puissance protectrice l'y obligent moralement. L'Iran a accepté que la Suisse
représente les intérêts américains. Les différends concernant le séquestre des biens de
l'ex-shah n'ont pas constitué un obstacle au mandat de la Suisse, étant donné que les
Iraniens ont fait usage des voies de droit ordinaires, auxquelles le Conseil fédéral les
avait renvoyés en 1979. Le mandat de puissance protectrice que remplit la Suisse
consiste surtout en un rôle d'intermédiaire. Les efforts en vue d'obtenir la libération
des otages ont dépassé le cadre ordinaire d'une représentation d'intérêts. Cependant,
dans ces négociations, des diplomates suisses ont joué longtemps un rôle essentiel.
Vers la fin de l'année, les Algériens ont pris le relais. Ils étaient en effet plus proche de

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 17.12.1980
REGINA ESCHER
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la mentalité islamique et révolutionnaire des dirigeants iraniens et leurs chances
d'aboutir à une solution étaient donc plus grandes. Après la libération des otages en
janvier 1981, la Suisse est encore restée puissance protectrice des Etats-Unis en Iran.

Après qu'il est devenu manifeste que les otages américains n'étaient plus aux mains des
étudiants mais que les dirigeants iraniens constituaient le moteur de cette affaire, des
voix se sont élevées en Suisse pour critiquer le DFAE: les diplomates suisses, disaient-
elles, devraient persister dans leur exigence de libération des otages et, devant le refus
des Iraniens, déposer ensuite leur mandat de puissance protectrice; ne pas agir ainsi
favoriserait en quelque sorte une violation durable du droit des gens. Le conseiller
fédéral Aubert a répondu à une question semblable de V. Oehen (an, BE) en lui faisant
remarquer qu'officiellement la situation n'avait pas changé depuis avril. Notre ministre
des affaires étrangères a ajouté que le dépôt du mandat de puissance protectrice
enlèverait toute crédibilité au principe de la disponibilité de la Suisse. 11

En février et mars, K. Villiger effectua une visite officielle de six jours aux Etats-Unis.
Ses entretiens avec son homologue américain Richard Cheney ainsi qu'avec des
représentants de la firme McDonnell Douglas portèrent sur l'achat des avions de
combat F/A-18 Hornet. 12

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 08.02.1990
BRIGITTE CARETTI

En juillet, J.-P. Delamuraz se rendit aussi aux USA où il eut des discussions notamment
avec le président George Bush. Les sujets abordés par le chef du DFEP avec les
autorités américaines firent référence à certains problèmes bilatéraux ainsi qu'à des
aspects de coopération économique et commerciale (cycle Uruguay, situation en
Europe). La Suisse obtint, par ailleurs, des Etats-Unis l'assurance que la clause de la
nation la plus favorisée lui serait appliquée dans l'accès à la haute technologie
américaine soumise à embargo dans le cadre du CoCom (Coordinating Committee for
East West Trade Policy). Il rencontra aussi les présidents de la Banque mondiale, Barber
Conable, et du FMI, Michel Camdessus, avec lesquels il évoqua le problème de
l'admission formelle de la Suisse aux institutions de Bretton Woods. 13

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 21.07.1990
BRIGITTE CARETTI

Le Conseil fédéral a signé, en novembre, un nouveau traité d'extradition avec les
Etats-Unis. Ce texte, s'il est approuvé par les Chambres, abrogera l'ensemble juridique
actuellement en vigueur. 14

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 21.11.1990
BRIGITTE CARETTI

En novembre, à l'occasion de l'étape genevoise du président américain George Bush,
lequel effectuait une tournée européenne consacrée à la crise du Golfe, R. Felber
rencontra le chef de la maison blanche ainsi que le président syrien Hafez el-Assad,
peu avant que ces deux hommes d'Etat ne procèdent à un échange d'idées. 15

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 24.11.1990
BRIGITTE CARETTI

Après le Conseil des Etats en 1990, la chambre basse a approuvé sans opposition le
traité d'extradition avec la République des Philippines. Les Chambres fédérales ont fait
de même pour le traité d'extradition avec les Etats-Unis (90.076). 16

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 20.03.1991
ANDRÉ MACH

Depuis le premier avril 1991, la Suisse, en tant qu'Etat neutre, représente les intérêts de
Cuba à Washington après que la Tchécoslovaquie a renoncé à cette tâche. 17

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.04.1991
ANDRÉ MACH

Le vice-président des Etats-Unis, Dan Quayle, a été reçu par le vice-président de la
Confédération pour s'entretenir sur les négociations de l'Uruguay Round, ainsi que sur
une éventuelle visite en Suisse du président George Bush. 18

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 11.02.1992
ANDRÉ MACH
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Les conseillers fédéraux A. Koller et F. Cotti se sont rendus à Washington. Le premier
a eu une entrevue avec le ministre de la justice, William Barr, au cours de laquelle il a
été question de la collaboration dans la lutte contre la criminalité liée à la drogue, de
l'entraide judiciaire et d'un nouveau traité d'extradition entre les deux pays. Le second
s'est entretenu, entre autres, avec son homologue William Reilly sur les questions de
l'environnement, de la recherche et de la science. Lors de son séjour, le chef du DFI a
également rencontré le secrétaire général des Nations Unies, Boutros-Ghali, pour
discuter du sommet de Rio. 19

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 04.04.1992
ANDRÉ MACH

Après les Etats-Unis et la CE, la Suisse, estimant que les conditions (un territoire, un
peuple et un gouvernement) pour une telle reconnaissance étaient réunies, a reconnu
officiellement l'indépendance de la Bosnie-Herzegovine. 20

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 09.04.1992
ANDRÉ MACH

Le Conseil national a accepté sous forme de postulat une motion Spielmann (pdt, GE)
qui demande au gouvernement d'entreprendre toutes les démarches afin de mettre un
terme à l'embargo économique, commercial et financier des Etats-Unis contre Cuba.
Le conseiller genevois a rappelé dans son intervention que l'Assemblée générale des
Nations unies avait adopté récemment une résolution demandant la levée du blocus
appliqué par les Etats-Unis à l'encontre de ce pays. 21

MOTION
DATUM: 17.12.1993
AUTOR UNBEKANNT

Le secrétaire d'Etat Jakob Kellenberger a effectué un voyage de 4 jours en Afrique du
Sud. A cette occasion, il a notamment proposé aux autorités sud-africaines un appui
logistique pour les premières élections libres qui auront lieu en 1994 ainsi que la mise à
disposition d'observateurs suisses pour assurer le bon déroulement de ce scrutin.
Quelques jours plus tard, Jakob Kellenberger s'est également rendu aux Etats-Unis où il
s'est entretenu avec des hauts responsables de la politique étrangère américaine sur
l'initiative américaine «Partenaires pour la paix» qui prévoit une collaboration dans le
domaine de la sécurité entre l'Organisation du traité de l'Atlantique Nord (OTAN) et les
Etats européens non-membres de l'organisation. Le secrétaire d'Etat suisse a exprimé
l'intérêt du Conseil fédéral pour cette initiative, pour autant qu'elle préserve la
neutralité de la Suisse. 22

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 27.12.1993
AUTOR UNBEKANNT

A l'occasion du Sommet Clinton-Assad à Genève sur l'entrée de la Syrie dans le
processus de paix au Proche-Orient, le président de la Confédération Otto Stich s'est
entretenu avec les deux chefs d'Etat. Il a notamment été question d'une éventuelle
entrée de la Suisse au sein du "Partenariat pour la paix" et des problèmes des droits de
l'homme au Proche-Orient. 23

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 17.01.1994
LIONEL EPERON

Le chef du DFAE a effectué une visite d'une semaine aux Etats-Unis et au Canada. A
Washington comme à Ottawa, le secrétaire d'Etat américain Warren Christopher et son
homologue canadien André Ouellet ont invité la Suisse à participer au "Partenariat pour
la paix". A cet égard, le conseiller fédéral Flavio Cotti a tenu à rappeler l'attachement de
la Suisse à sa neutralité et la nécessité dès lors d'examiner la question sans
précipitation. 24

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 26.03.1994
LIONEL EPERON

Après la Chine en 1992, la Malaisie, Hong Kong et la Thaïlande en 1993, Jean-Pascal
Delamuraz a à nouveau intensifié ses contacts avec les pays d'Asie de l'Est et du Sud-
Est. Accompagné d'une importante délégation de représentants de l'économie suisse, il
s'est rendu cette année au Vietnam, puis en Indonésie dans l'optique d'établir de
nouvelles relations économiques avec ces pays. Le chef du DFEP s'est également
déplacé aux Etats-Unis, puis au Chili et en Argentine. 25

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 12.10.1994
LIONEL EPERON
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Suite à l'accord de Washington entre Israël et l'OLP et dans l'optique de soutenir le
processus de paix au Proche-Orient, Otto Stich et Flavio Cotti ont accueilli
officiellement Yasser Arafat pour la première fois dans l'histoire de la diplomatie
suisse. A cette occasion, le chef de l'OLP a manifesté son intérêt pour l'aide de la
Confédération. Lors de la tenue de la Conférence de Casablanca sur le développement
économique du Proche-Orient, Jean-Pascal Delamuraz, en compagnie de Flavio Cotti,
a, à son tour, rencontré le leader palestinien. 26

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.11.1994
LIONEL EPERON

En proie à de vives critiques relayées par la presse américaine quant au rôle joué par la
Suisse durant la Seconde Guerre mondiale, les autorités fédérales ont tenu à défendre
l'image du pays par l'entremise du chef de la diplomatie helvétique. Le conseiller
fédéral Flavio Cotti s'est ainsi rendu durant trois jours aux Etats-Unis pour exposer à
une douzaine de journalistes américains le point de vue de la Confédération sur
l'affaire des fonds en déshérence et de l'or nazi. Lors du même voyage, le chef du DFAE
a également prononcé un discours devant les représentants des organisations israélites
et des milieux politiques et économiques avant de s'entretenir personnellement avec le
président du Congrès juif mondial, Edgar Bronfman. Officialisant au plus haut niveau la
normalisation des relations entre la Suisse et l'organisation juive, cette rencontre a été
suivie d'une réunion avec la secrétaire d'Etat Madeleine Albright ainsi qu'avec le sous-
secrétaire d'Etat Stuart Eizenstat, coordinateur des enquêtes américaines sur le
commerce de l'or avec l'Allemagne nazie et auteur d'un rapport qui fut publié quelques
semaines plus tard. 27

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 30.05.1997
LIONEL EPERON

Dans le courant de l'année sous revue, les Chambres fédérales ont approuvé les
conventions de double imposition avec la République de Slovénie, le Vietnam, le
Vénézuela, les Etats-Unis, la République slovaque ainsi qu'avec le Canada. Le
parlement a en outre habilité le gouvernement à ratifier un protocole modifiant la
convention de double imposition avec le Danemark. Enfin, le Conseil des Etats a
approuvé à l'unanimité une convention de double imposition avec l'Argentine ainsi
qu'un avenant modifiant la convention de double imposition avec la France. 28

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 10.09.1997
LIONEL EPERON

Le chef de l’Etat cubain, Fidel Castro, a effectué un séjour d’une semaine en Suisse et
a rencontré plusieurs membres du Conseil fédéral. Invité à participer au 50ème
anniversaire de l’OMS, il s’est également exprimé dans le cadre du jubilé de l’OMC.
Présent pour cette commémoration, le Président américain Bill Clinton a assuré à Ruth
Dreifuss et Pascal Couchepin qu’il n’était pas favorable à un boycott de la Suisse et de
ses banques et qu’il appréciait les efforts suisses dans l’affaire des fonds en
déshérence. 29

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 10.11.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Au début de l’année, Pascal Couchepin a entrepris un voyage de cinq jours en Corée du
Sud accompagné par une importante délégation d’industriels et de financiers. Lors de
cette visite, le ministre de l’économie a signé un mémorandum d’entente sur la
coopération économique. De retour en Suisse, il a déclaré avoir été surpris par la
formidable puissance industrielle de ce pays mais s’interroger sur la concrétisation de
la libéralisation économique accomplie au plan législatif. Flavio Cotti s’est rendu en
Roumanie pour une visite officielle d’un jour et a assuré les autorités de Bucarest du
soutien de la Suisse à la candidature roumaine pour la présidence de l’OSCE en 2001. Le
ministre des transports Moritz Leuenberger a rencontré ses homonymes européens à
Varsovie. Au cours d’une visite de travail de deux jours, Arnold Koller et le ministre
hongrois de l’intérieur Sandor Pinter ont signé à Budapest un accord de lutte contre la
criminalité. Pour sa part, Ruth Metzler s’est rendu pour des visites de politesse
successivement au Liechtenstein, en Autriche, en France, en Italie, puis en Allemagne. A
l’occasion de ce dernier voyage, elle a signé avec le ministre de l’Intérieur Otto Schily,
une déclaration visant à renforcer la coopération entre les deux pays dans le domaine
de la lutte contre la criminalité organisée. Pascal Couchepin a effectué une visite de six
jours au Brésil accompagné d’une délégation mixte. Il y a rencontré le président
Fernando Henrique Cardoso et s’est exprimé en faveur de davantage d’échanges avec le
Mercosur, notamment à travers l’AELE. Directement après, le ministre de l’économie
helvétique a entamé une visite de trois jours aux USA où il s’est entretenu de
coopération économique avec plusieurs personnes de l’administration Clinton. La
présidente de la Confédération, Ruth Dreifuss, s’est déplacée en automne à Helsinki où

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.01.1999
FRANÇOIS HUGUENET
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elle a rencontré le président finlandais Martti Ahtisaari. 30

Après trois ans marqués par des relations tendues en raison de l’affaire des fonds juifs
en déshérence, la Suisse et les Etats-Unis ont redonné un nouvel élan à leurs relations.
Ainsi, le vice-président américain Al Gore et Ruth Dreifuss ont signé lors du Forum de
Davos une déclaration commune par laquelle les deux parties s’engagaient à renforcer
et resserrer les liens dans les domaines politique, culturel et économique. A la suite de
cet événement, une commission économique bilatérale Suisse-Etats-Unis (CEB) a été
mise sur pied. Comprenant une trentaine de membres des secteurs public et privé, elle
devrait également aborder des thèmes politiques comme le blanchiment d’argent sale
ou la reconstruction économique des Balkans. La présidente de la Confédération a
aussi effectué une visite de trois jours à New York lors de laquelle elle a rencontré des
représentants des milieux juifs et reçu un prix de politique étrangère. Quant au
président Bill Clinton, il a effectué une visite éclair à Genève à l’occasion des débats sur
le travail des enfants et en a profité pour rencontrer Ruth Dreifuss et Joseph Deiss. 31

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 10.12.1999
FRANÇOIS HUGUENET

De retour d’un séjour d’une semaine à New York, Joseph Deiss a relevé le rôle
primordial des relations multilatérales, encourageant par là une adhésion rapide de la
Suisse à l’ONU. A ce sujet, le secrétaire général de l’organisation, Kofi Annan, lui a fait
savoir que l’arrivée de la Suisse serait hautement appréciée. Première inédite pour un
chef de la diplomatie helvétique, le conseiller fédéral a pu assister à l’Assemblée
générale des Nations Unies. Il a ainsi pu rencontrer nombre de ses collègues,
notamment le représentant chinois, et aborder avec eux des points aussi divers que la
création de la Cour pénale internationale, le nouvel emblème du CICR et la réforme du
financement du Programme des Nations Unies pour le développement (PNUD).
Auparavant, Joseph Deiss s’était rendu au Moyen-Orient (Egypte, Syrie et Liban),
accompagné d’une délégation d’industriels suisses. Il s’agissait de la plus importante
visite d’un Conseiller fédéral dans la région depuis 1985. Enfin, peu après l’acceptation
des bilatérales par l’électorat suisse, le premier diplomate helvétique a rencontré le
ministre français chargé des affaires européennes, Pierre Moscovici. Les deux hommes
ont abordé en détails les relations franco-suisses et celles entre l’Europe et la Suisse. 32

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.01.2000
FRANÇOIS BARRAS

Outre sa visite diplomatique en Israël et dans les territoires palestiniens où il s’est
entretenu avec Yasser Arafat et a visité un camp de réfugiés, Joseph Deiss s’est rendu
aux Etats-Unis, pour y rencontrer son homologue Colin Powell et plusieurs membres de
l’administration Bush. Le chef du DFAE a remis au président une lettre de Moritz
Leuenberger, regrettant la décision américaine de ne pas ratifier les accords de Kyoto
et lui demandant en vain de reconsidérer sa position. Joseph Deiss est retourné plus
tard dans l’année aux Etats-Unis, à New York, pour assister en observateur à
l’Assemblée générale des Nations Unies et préparer le terrain d’une demande
d’adhésion, alors que la campagne était déjà engagée par le Conseil fédéral en Suisse.
Suite au discours bellicistes de George W. Bush en réaction aux attentats new-yorkais,
Joseph Deiss a désapprouvé la mort de victimes civiles innocentes lors de représailles
et a souhaité que ces dernières ne sortent pas du cadre de l’Etat de droit auquel
doivent se tenir les démocraties. Autre pays visité au cours de l’année: l’Algérie, où le
conseiller fédéral fut convié à un colloque interdisciplinaire sur la question de l’identité
nationale, la Bulgarie, où le chef du DFAE a rencontré le président Peter Stoïanov à
Sofia, et le Tchad, à l’occasion de la quinzième conférence ministérielle de la
francophonie à N’Djamena. Il a enfin conclu l’année par une visite en Espagne où
Joseph Deiss a rencontré son homologue Josep Piqué i Camps. Les discussions ont
porté sur le nouveau dossier des bilatérales «bis» que la Suisse espère voir avancer le
plus vite possible: en assumant la présidence de l’UE en 2002, l’Espagne pourrait à cet
effet jouer un rôle important. 33

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.01.2001
FRANÇOIS BARRAS

Ruth Metzler-Arnold s’est rendue aux Etats-Unis en février et s’est entretenue avec le
ministre américain de la Justice John Ashcroft. Les discussions concernant la lutte
contre le terrorisme et la collaboration entre les deux pays se sont poursuivies avec la
visite du ministre américain à Berne. Il a loué l’attitude des banques suisses en matière
de blocage de fonds. Un accord de coopération en matière de poursuite pénale a été
signé en septembre. Il vise à faciliter les échanges d’investigateurs dans la lutte contre
le terrorisme. 34

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.01.2002
ROMAIN CLIVAZ
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L’ambassadeur américain a été convoqué par les autorités suisses. La position
helvétique, similaire à celle de l’UE, concernant les prisonniers talibans et ceux du
réseau terroriste international Al-Qaida détenus sur la base américaine de
Guantanamo, lui a été exposée. L’importance accordée à l’application du droit
humanitaire à ces détenus a été soulignée. 35

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 23.01.2002
ROMAIN CLIVAZ

Le conseiller fédéral Samuel Schmid s’est rendu à Salt Lake City pour représenter le
gouvernement lors de la cérémonie d’ouverture des Jeux Olympiques d’hiver. Il a
ensuite rencontré, à Washington, le suppléant du ministre de la défense, Paul
Wolfowitz, pour un échange d’opinions sur le terrorisme international et a souligné que
la Suisse oeuvrait avant tout en contrôlant de manière stricte sa place financière. Il a
également rappelé la position de la Suisse concernant les détenus de Guantanamo et
s’est finalement entretenu, à New York, avec le Secrétaire général des Nations Unies
Kofi Annan. 36

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 13.02.2002
ROMAIN CLIVAZ

La Suisse n’a pas cédé aux exigences des Etats-Unis et n’a pas accordé la garantie de
non-extradition de leurs ressortissants devant la CPI. Elle a réaffirmé sa volonté de
s’engager pour l’universalité de ce tribunal. Une telle demande, acceptée entre autres
par la Roumanie et Israël, a également été refusée par la Norvège. 37

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 14.08.2002
ROMAIN CLIVAZ

La conseillère fédérale Micheline Calmy-Rey a rencontré le Secrétaire d’Etat
américain Colin Powell lors du Forum Economique de Davos. Elle a profité de
l’occasion pour lui rappeler que la Suisse souhaitait l’adoption d’une nouvelle
résolution de l’ONU, mentionnant explicitement les Conventions de Genève, pour
légitimer une éventuelle intervention en Irak. Elle lui a également fait part des
préoccupations de la Suisse concernant principalement les conséquences d’une
éventuelle guerre sur le sort des civiles irakiens. La ministre des affaires étrangères a
également proposé d’organiser, sous l’égide de la Suisse, une conférence de la dernière
chance, similaire à celle organisée en 1991 avant le commencement de la première
Guerre du Golfe. Colin Powell n’a pas pris position sur une proposition qu’il a
considérée comme non officielle. Une telle offre n’avait, selon de nombreux
commentateurs, pas été discutée au préalable au sein du Conseil fédéral. Cette
rencontre avait fait l’objet de nombreuses polémiques car Micheline Calmy-Rey avait
conditionné sa venue à Davos à la rencontre du Secrétaire d’Etat américain. 38

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 27.01.2003
ROMAIN CLIVAZ

Le gouvernement a estimé que l’opération militaire lancée contre l’Irak l’ayant été sans
l’autorisation explicite du Conseil de sécurité des Nations Unies, elle constituait un cas
d’application du droit de la neutralité. Assimilant cette guerre à un conflit armé entre
Etats, la Suisse ne devait contribuer d’aucune manière aux opérations militaires et aux
efforts de guerre. De plus, un certain nombre de restrictions relatives à l’utilisation de
l’espace aérien avaient été décidées. Ainsi, les exportations de matériel de guerre ont
été interdites à la Confédération. De même la RUAG, et les entreprises dont la
Confédération détenait la majorité, ne pouvaient augmenter leur volume d’échange
(courant normal) en raison des opérations militaires. Cette surveillance accrue
concernait également les entreprises du secteur privé. Lors d’une séance tenue à la mi-
avril, le Conseil fédéral a estimé que les mesures prises en application du droit de la
neutralité, notamment concernant les exportations d’armes, pouvaient être levées. Il a
justifié sa décision par le fait que les opérations militaires touchaient à leur fin. Cette
mesure, jugée hâtive par certains commentateurs, a permis de sauver le contrat de
vente de 32 avions de chasse « Tiger F5 ». Cet accord serait devenu caduc si aucun
appareil n’avait été livré à la marine américaine avant la fin du mois d’avril. Les crédits
budgétés pour cet arrangement seraient arrivés à échéance. Un premier avion a ainsi
été livré, les autres devant l’être progressivement. Le DDPS a précisé que les aéronefs
étaient destinés à des fins de formation. Le contrat prévoit l’achat d’un premier
appareil assorti d’une option pour 31 nouvelles pièces en cas d’essais positifs. 39
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Le ministre de l’intérieur Pascal Couchepin a effectué un voyage de quatre jours à
Boston aux Etats-Unis, pour rencontrer des responsables du monde académique et de
la recherche. Au mois d’octobre, il s’est rendu en Chine et au Tibet. Cette dernière
étape, très contestée, a amené la Commission de politique extérieure du Conseil
national à convoquer le conseiller fédéral à son retour pour lui demander certaines
explications. Ce dernier a également effectué une visite à Londres à la fin octobre, une
de quatre jours en Espagne au début novembre, puis une ultime au Qatar à la mi-
décembre. 40

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.01.2004
ELIE BURGOS

Le Conseil national a pris acte du rapport (du 21 mai 2003) sur les traités internationaux
conclus en l’an 2002. Toutefois, en adoptant une motion (03.3577) de la Commission de
politique extérieure, il a proposé de soumettre à l’approbation du parlement le traité
conclu le 4 septembre 2002 entre les autorités de poursuite pénale de la
Confédération et les Etats-Unis (« Operative Working Arrangement »), qui porte sur les
relations entre les deux pays en matière de lutte contre le terrorisme. Une minorité
emmenée par Boris Banga (ps, SO) a demandé que trois autres traités internationaux
soient soumis au parlement selon la procédure d’approbation ordinaire. Cette
proposition a cependant été rejetée. Le Conseil des Etats a lui aussi pris acte du
rapport, mais a rejeté la motion (03.3585) de la CPE du Conseil national. Pour justifier
ce rejet, le rapporteur de la commission a expliqué que celle-ci s’était déjà penchée de
près sur ce traité peu après sa conclusion et qu’elle l’avait jugé globalement positif. 41

BERICHT
DATUM: 01.06.2004
ELIE BURGOS

La conseillère fédérale Micheline Calmy-Rey a, de son côté, également effectué de
nombreuses visites à l’étranger. Pour son premier voyage de l’année, la conseillère
fédérale s’est rendue en Ukraine, afin de représenter la Suisse à la cérémonie
d’investiture du nouveau président, Viktor Iouchtchenko. Début février, la cheffe du
DFAE s’est rendue à Bruxelles, où elle a rencontré Javier Solana, le Secrétaire général du
Conseil de l’Union européenne et Haut représentant pour la politique étrangère et de
sécurité commune de l’UE, ainsi que Benita Ferrero-Waldner, la commissaire
européenne aux relations extérieures et à la politique de voisinage. Les questions de la
situation au Proche-Orient et de l’Initiative de Genève ont été abordées avec le
premier, alors que les Bilatérales II et les modalités de la future contribution suisse à la
cohésion de l’UE élargie ont été au centre des discussions avec Mme Ferrero-Waldner.
La conseillère fédérale a ensuite effectué une visite de six jours en Israël et en
territoires palestiniens. Elle a rencontré tout d’abord le Président de l’Autorité
palestinienne, Mahmoud Abbas, et le premier ministre, Ahmad Qoreï, à Ramallah, à qui
elle a réaffirmé l’engagement humanitaire de la Confédération. Elle a également plaidé
pour que l’Initiative de Genève ne soit pas « oubliée ». En Israël, elle a été reçue par
son homologue et par le Président Moshé Katsav. Les entretiens ont porté sur les
relations entre la Suisse et Israël, ce dernier pays s’étant plaint d’une campagne hostile
à son égard dans certains parlements cantonaux suisses et dans les médias. La
conseillère fédérale a ensuite effectué, à la fin février, une visite de six jours en
Amérique du Sud. Elle s’est rendue au Pérou, en Argentine et en Uruguay. Elle s’est
ensuite rendue à Ankara au mois de mars, afin de normaliser les relations entre la
Suisse et la Turquie, qui se sont dégradées en grande partie à cause de la question très
sensible du génocide arménien. Elle a notamment rencontré son homologue turc
Abdullah Gül. La cheffe du DFAE a effectué une visite en Serbie-Monténégro au mois de
juin. Elle y a rencontré le Président serbe Boris Tadic. Sujet extrêmement délicat,
Micheline Calmy-Rey a prôné l’indépendance du Kosovo, province serbe actuellement
sous protectorat international, et a offert les services de la Suisse, afin d’aider Serbes
et Albanais dans leurs pourparlers. Le président serbe ne l’a pas entendu de cette
oreille, puisqu’il a rétorqué que la « fragmentation » de la Serbie-Monténégro serait un
« détonateur dangereux » pour la région. La conseillère fédérale a ensuite été reçue à
Kiev au mois de juin, où elle a rencontré le Président Viktor Iouchtchenko. Une
intensification des relations bilatérales entre la Suisse et l’Ukraine, notamment en
matière de coopération technique et économique, a figuré au menu des discussions.
Fin juin, Micheline Calmy-Rey a effectué une visite aux Etats-Unis, où elle a rencontré
son homologue américaine Condoleezza Rice. De nombreuses questions ont été
abordées, dont l’arrivée au pouvoir d’un ultraconservateur en Iran, un nouveau
protocole additionnel aux Conventions de Genève, ainsi qu’un accord commercial
bilatéral (accord de libre-échange) entre la Suisse et les Etats-Unis. La conseillère
fédérale s’est en outre rendue au siège de l’ONU à New York, où elle a rencontré Kofi
Annan. Après une visite officielle à Madrid, où elle a été reçue par son homologue
espagnol, la cheffe du DFAE s’est rendue au Kosovo. Elle y a rencontré le Président
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kosovar Ibrahim Rugova et le premier ministre Bairam Kosumi. Elle a réaffirmé que le
DFAE souhaitait une « indépendance formelle » pour le Kosovo. Cette prise de
position, n’a pas manqué de susciter les critiques de Belgrade, mais également des
remous aux chambres fédérales. Suite à une visite à Budapest, où elle a rencontré son
homologue hongrois, Micheline Calmy-Rey a effectuée une tournée au Proche-Orient
au mois de novembre. Ce voyage en Egypte, en Israël, dans les territoires palestiniens et
au Liban a été centré principalement sur l’adoption d’un emblème additionnel pour le
Mouvement de la Croix-Rouge. Au cours de cette visite, elle a rencontré le premier
ministre israélien Ariel Sharon et le Président de l’Autorité palestinienne Mahmoud
Abbas. En fin d’année, la conseillère fédérale s’est rendue en Slovénie, afin d’évoquer
l’aide de la Suisse à la cohésion de l’UE, et à Prague, où elle a été reçue par son
homologue tchèque. 42

Dans le cadre d’une visite de cinq jours en Indonésie et à Singapour, afin d’intensifier
les relations commerciales entre la Suisse et ces deux pays, le conseiller fédéral Joseph
Deiss a visité la région de Banda Aceh, dévastée par le tsunami. Il s’est ensuite rendu à
Budapest, où il a rencontré le ministre hongrois de l'économie et des transports et le
ministre en charge du développement régional. Les discussions ont principalement
porté sur la promotion de la coopération entre la Suisse et la Hongrie. Répondant à une
invitation chinoise formulée en 2004, le chef du DFE s’est rendu en Chine au mois de
juillet, pour une visite d’une semaine. À la tête d’une forte délégation économique, le
conseiller fédéral a notamment rencontré à Pékin le vice-premier ministre Zeng Peiyan
et le ministre du commerce Bo Xilai. Dans le cadre de l’accord de libre-échange
envisagé avec les Etats-Unis, Joseph Deiss s’est ensuite rendu à Washington, où il a
mené des discussions sur la question avec Robert Portman, le négociateur commercial
américain. Ankara a annulé au mois d’août le voyage de Joseph Deiss, prétextant un
problème d’agenda. Des tensions étaient notamment survenues suite à des divergences
de vues entre les deux pays sur la question du génocide arménien. En fin d’année,
Joseph Deiss a effectué plusieurs visites à l’étranger, dont une en Libye, première d’un
conseiller fédéral dans ce pays nord-africain. Il s’est également rendu à Moscou, où il a
rencontré le ministre russe du développement et celui des finances. Le chef du DFE a
terminé l’année par une visite en Italie, auprès du le ministre italien du commerce et de
l'industrie, une en Bulgarie et une dernière en Algérie. 43

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.01.2005
ELIE BURGOS

Le conseiller fédéral Christoph Blocher a effectué plusieurs visites à l’étranger au cours
de l’année sous revue. Il s’est notamment rendu en mars à Washington auprès de son
homologue américain Alberto Gonzales. Il a saisi cette occasion pour réaffirmer
l’engagement de la Suisse aux côtés des Etats-Unis dans la guerre contre le terrorisme.
Il a également effectué une visite en Lettonie au mois de mai et y a rencontré le
ministre de l'intérieur letton Eriks Jekabsons. Les deux pays ont signé un accord
bilatéral de coopération policière. En fin d’année, Christoph Blocher a effectuée un
voyage de six jours en Europe de l’Est. Il a signé des accords bilatéraux de coopération
policière avec ses homologues roumain, macédonien et albanais. Il s’est ensuite rendu à
Bregenz, où il a rencontré son homologue autrichienne, ainsi que le ministre de
l’intérieur du Liechtenstein. Les trois ministres ont signé un accord sur l’échange
d’informations dans le domaine de l’asile. 44
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Au mois de février, le conseiller fédéral Christoph Blocher s’est rendu à Paris, où il a
rencontré le ministre français de la justice Pascal Clément. Il s’est ensuite rendu à
Washington auprès de l’Attorney General Alberto Gonzales, avec lequel il a signé un
accord de coopération en matière de coopération policière. Sur invitation du ministre
de l’intérieur du Liechtenstein, il s’est rendu à Vaduz, où il a rencontré ses homologues
allemand et autrichien, également invités. Les discussions multipartites ont porté
principalement sur la coopération en matière de sécurité entre les quatre pays voisins.
Le conseiller fédéral s’est rendu, sur invitation du ministre turc de la justice Cemil
Cicek, à un symposium organisé à l’occasion des 80 ans du Code civil turc (repris du
Code civil suisse). Outre son homologue turc, Christoph Blocher a également rencontré
le ministre turc de l’intérieur. En visite officielle à Moscou à la mi-octobre, le chef du
DFJP a notamment rencontré le ministre russe de la justice, Wladimir Ustinow. Dans le
cadre d’une visite en Slovaquie peu de temps après, Christoph Blocher a signé, à
Bratislava, un accord de réadmission avec le ministre de l’intérieur slovaque Robert
Kalinak. En fin d’année, le conseiller fédéral s’est rendu au Chili, où il a signé un accord
semblable avec le ministre chilien de l’intérieur, Belisario Velasco. 45
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Suite à son élection au mois de juin, la conseillère fédérale Doris Leuthard a effectué
une première visite à l’étranger au mois de septembre. Elle s’est rendue à Paris, où elle
a rencontré la ministre française de l’agriculture et de la pêche, Christine Bussereau,
ainsi que Christine Lagarde, la ministre déléguée au commerce extérieur. Les
discussions ont porté en grande partie sur la question de la conclusion d’un accord de
libre-échange agricole entre la Suisse et l’UE. Elle s’est ensuite rendue à Vaduz, au
Liechtenstein, où elle a rencontré plusieurs ministres de la Principauté. Lors d’une
visite à Berlin au mois d’octobre, la nouvelle cheffe du DFE a rencontré son homologue
allemand Michael Glos. Les parties se sont notamment engagées en faveur de la
poursuite du round de négociations de Doha sur la libéralisation du commerce mondial,
dans le cadre de l’OMC. En décembre, la conseillère fédérale s’est tout d’abord rendue
en Inde, où elle a rencontré son homologue indien Kamal Nath. Elle a ensuite rencontré
Susan Schwab, la représentante de l’administration Bush aux affaires commerciales,
lors d’une visite de deux jours à Washington. 46

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.01.2006
ELIE BURGOS

Dans sa réponse à une interpellation du conseiller national vaudois Pierre-François
Veillon (udc), relative à conclusion d’un accord de libre-échange avec les USA, le
Conseil fédéral a indiqué toutefois plus tard que la Suisse et les Etats-Unis étaient
parvenus à la conclusion (suite aux évaluations menées entre septembre 2005 et janvier
2006) que les conditions pour la conclusion à court terme d’un accord de libre-
échange entre les deux pays n’étaient pas réunies. Le gouvernement suisse a signalé
que les positions divergentes dans le domaine agricole en étaient notamment à
l’origine, mais a cependant ajouté que les deux parties restaient néanmoins intéressées
à un vaste accord de libre-échange. 47

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 17.03.2006
ELIE BURGOS

La Suisse et les Etats-Unis ont signé à Washington un mémoire d’entente, afin de
renforcer les relations bilatérales entre les deux pays. Ce mémoire d’entente, qui n’a
toutefois pas valeur de traité, définit les modalités destinées à rendre plus efficace la
coordination politique entre les dossiers discutés entre les deux pays. 48

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 13.05.2006
ELIE BURGOS

Le Conseil des Etats a adopté, lors de la session parlementaire d’été, une motion Briner
(prd, SH), qui chargeait le Conseil fédéral de créer le forum de coopération en matière
de commerce et d’investissements lancé par les Etats-Unis et la Suisse à Davos, et
d’engager des démarches en vue d’obtenir la conclusion d’accords bilatéraux avec les
Etats-Unis. La motion demandait en outre que les négociations aient pour objectif de
préserver les intérêts de l’économie dans son ensemble. 49

MOTION
DATUM: 19.06.2006
ELIE BURGOS

Le Conseil fédéral a présenté le message concernant l’Accord entre la Confédération
suisse et les Etats-Unis d’Amérique sur la constitution d’équipes communes
d’enquête pour lutter contre le terrorisme et son financement. 50

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.09.2006
ELIE BURGOS

Présidente de la Confédération durant l’année sous revue, la conseillère fédérale
Micheline Calmy-Rey a effectué de nombreux voyages à l’étranger. Elle s’est tout
d’abord rendue au mois de février en Asie, et plus précisément au Cambodge et en
Indonésie. L’aide humanitaire et le renforcement de la paix ont été au menu des
discussions. Dans le premier pays, elle a été reçue par le nouveau roi Norodom
Sihamoni. En Indonésie, elle a rencontré le président Susilo Bambang Yudhoyono. Au
mois de mars, la conseillère fédérale s’est rendue en Italie, où elle a rencontré le chef
du gouvernement Romano Prodi. La question de la fiscalité entre la Suisse et l’UE a été
au centre des discussions. En visite en Estonie au mois d’avril, elle a rencontré son
homologue Urmas Paet ainsi que le premier ministre Andrus Ansip, avec qui elle s’est
entretenue des relations Suisse-UE. Au cours du même déplacement, Micheline Calmy-
Rey a effectué une visite en Pologne, où elle a abordé la question des projets de
cohésion que financera la Suisse, puis en Lettonie où elle a notamment rencontré la
présidente Vaira Vike-Freiberga. En visite officielle au Portugal au mois de mai, la
présidente de la Confédération a rencontré le président Anibal Cavaco Silva et le
premier ministre Jose Socrates, avec lesquels elle s’est entretenue des relations
bilatérales entre la Suisse et le Portugal et de questions de politique européenne. Au
mois de juin, Micheline Calmy-Rey a effectué une visite de deux jours en Espagne. Elle y
a notamment rencontré le roi Juan Carlos, ainsi que son homologue Miguel Angel
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Moratinos. Elle s’est ensuite rendue en Afrique au mois de juillet, pour une tournée de
plus d’une semaine, lors de laquelle elle a visité pas moins de sept pays (Bénin, Ghana,
Sénégal, Tchad, République démocratique du Congo, Burundi et Rwanda). Au mois de
septembre, la présidente de la Confédération a participé aux travaux de la 62ème
Assemblée générale de l'Organisation des Nations unies à New York. Lors d’une visite de
deux jours à Bruxelles, Micheline Calmy-Rey a été reçue par le président de la
Commission européenne, Jose Manuel Barroso. Lors d’une visite en Inde au mois de
novembre, la cheffe du DFAE et le premier ministre indien ont décidé de mettre en
place un groupe de travail chargé de négocier un mémoire d’entente destiné à
structurer les relations bilatérales entre les deux pays. Elle a ensuite rencontré le
président russe Vladimir Poutine et le premier ministre Sergueï Lavrov, avec qui elle a
signé un mémoire d’entente visant à approfondir les relations bilatérales entre la Suisse
et la Russie. La présidente de la Confédération a rencontré le président de la
République française Nicolas Sarkozy en novembre à Paris. Les discussions ont porté,
entre autres, sur la politique européenne. En décembre, Micheline Calmy-Rey s’est à
nouveau rendu à Paris, afin de représenter la Suisse à la Conférence internationale des
donateurs pour le Territoire palestinien. 51

En visite en France en début d’année, le conseiller fédéral Samuel Schmid a rencontré
son homologue Michelle Alliot-Marie à Paris. Le renforcement de la collaboration entre
les deux pays au niveau militaire et humanitaire a été au centre des discussions. Il s’est
ensuite rendu à Rome fin février, où il a signé un accord sur le service militaire des
doubles nationaux, puis en Autriche à la fin mars, afin de rencontrer le chancelier
Alfred Gusenbauer, le ministre de l'intérieur Günther Platter et le ministre de la
défense Norbert Darabos. Les mesures de sécurité prévues pendant l'UEFA EURO 2008
ont été au centre des discussions. Le chef du DDPS a effectué une visite de trois jours
aux Etats-Unis au mois d’avril. Il s’est notamment entretenu avec son homologue
américain sur l’engagement civil et militaire de la Suisse dans le monde. Il s’est ensuite
rendu à Moscou pour une visite de travail, à l'invitation du premier vice-premier
ministre Sergei Ivanov. Afin de mieux se rendre compte de ce qu’implique
concrètement un engagement militaire pour la paix en Afrique sous l’égide de l’ONU,
Samuel Schmid s’est rendu en fin d’année au Liberia et au Mali. 52

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.01.2007
ELIE BURGOS

Le conseiller fédéral Christoph Blocher s’est rendu aux Etats-Unis au mois de juillet
pour parler avec son homologue américain de la collaboration antiterroriste entre les
deux pays. En fin d’année, il a effectué un voyage de quatre jours en Chine. Il y a
rencontré le chef de la police et numéro neuf du parti communiste chinois Zhou
Yongkang. Les discussions ont notamment porté sur une amélioration de la sécurité du
droit pour les entrepreneurs suisses actifs en Chine. 53

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
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ELIE BURGOS

Le conseiller fédéral Hans-Rudolf Merz a rencontré le président du gouvernement
liechtensteinois, Otmar Hasler, au mois de mars à Vaduz. Ils se sont notamment
entretenus de questions fiscales et de la surveillance des marchés financiers. Il s’est
ensuite rendu à Berlin, où il a rencontré le ministre allemand des finances Peer
Steinbrück dans le cadre d’une visite de travail. Les questions de politique budgétaire
et fiscale concernant la Suisse et l'Allemagne, ainsi que des questions financières
internationales d'intérêt commun ont été au centre des discussions. Au mois de
décembre, il s’est rendu à Washington D.C. afin de représenter la Confédération à
l'assemblée annuelle du Fonds monétaire international (FMI) et du groupe de la Banque
mondiale. 54

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
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Le conseiller fédéral Moritz Leuenberger a prononcé une allocution au Sommet sur le
développement durable de New Dehli début février. Il y a notamment rencontré le Prix
Nobel de la Paix Rajendra K. Pachauri. Il s’est ensuite rendu à Washington pour
participer à la conférence internationale sur les énergies renouvelables au mois de
mars. Il a mené plusieurs entretiens bilatéraux sur la politique climatique. Le conseiller
fédéral s’est rendu à Ljubljana (Slovénie) début avril, afin de prendre part à une
rencontre informelle des ministres de l’environnement de l’UE. Après avoir ouvert les
assises sur le climat du gouvernement autrichien, le conseiller fédéral a participé au
11ème Forum international de l’énergie, réunissant les ministres de l’énergie du monde
entier à Rome fin avril. Il a mené une série d’entretiens bilatéraux à cette occasion. Le

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.01.2008
ELIE BURGOS

01.01.65 - 01.01.23 14ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



chef du DETEC a ensuite participé à la Conférence des Parties à la convention des
Nations Unies sur la diversité biologique à Bonn et au Forum mondial des transports à
Leipzig (Allemagne) au mois de mai. En visite à Rome auprès de son homologue italien
au mois d’octobre, le conseiller fédéral a signé un accord sur la construction du MEVA,
le RER transfrontalier Mendrisio-Varese. 55

Avant de se rendre au WEF, la secrétaire d’Etat américaine Condoleezza Rice a
rencontré Micheline Calmy-Rey à Zurich pour une visite officielle de travail. 56

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 23.01.2008
ELIE BURGOS

Président de la Confédération durant l’année sous revue, le chef du département des
finances, Hans-Rudolf Merz, s’est rendu au Luxembourg pour rencontrer ses
homologues autrichien et luxembourgeois afin de discuter du secret bancaire pratiqué
par les trois Etats et de coordonner leurs actions en vue de la rencontre prochaine du
G20. En avril, il s’est rendu à Washington accompagné par Doris Leuthard dans le cadre
des réunions de printemps du FMI. Il a également rencontré le secrétaire général de
l’OCDE, Angel Gurria, à qui il a adressé de vives critiques concernant la mise en place,
sans consultation des membres concernés, de listes concernant les paradis fiscaux.
Cette visite à Washington a également marqué le début des pourparlers d’un nouvel
accord sur la fiscalité avec les Etats-Unis. Le même mois, il a pris part à la réunion des
ministres des finances de l’OCDE à Berlin. Les discussions se sont concentrées sur la
question du secret bancaire et des standards de l’OCDE en matière de bonne
gouvernance de la politique fiscale. En septembre, il s’est rendu à New-York dans le
cadre de l’Assemblée générale des Nations Unies. Il a tenu un discours critique face au
G20 en soulignant son manque de légitimité et le fait que ce dernier ne devait pas
court-circuiter les institutions globales déjà en place. Il a également annoncé la
candidature officielle de l’ancien conseiller fédéral Joseph Deiss à la présidence de
l’Assemblée générale de l’ONU. En marge de l’assemblée, il a rencontré le dirigeant
libyen, Mouammar Kadhafi, dans le cadre du différend avec la Libye. Au mois de
novembre, il a pris part au déjeuner de clôture du Conseil des ministres des finances
de l’UE et de ceux de l’AELE à Bruxelles. Malgré un ordre du jour axé sur la sortie de la
crise, l’objectif officieux était de discuter de la réforme de la directive communautaire
sur la fiscalité de l’épargne. Les 27 voulaient effectivement généraliser au sein de
l’Union l’échange automatique d’information, ce qui mettait à mal le secret bancaire,
notamment helvétique. 57

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.01.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Fin juin, la cheffe du département de l’économie, Doris Leuthard, s’est rendue à Paris
pour la réunion annuelle du Conseil de l’OCDE. La discussion a porté principalement
sur la crise économique et les moyens d’en sortir. La question fiscale est restée en
marge des discussions. En mars, elle s’est rendue à Varsovie pour rencontrer son
homologue polonais, Waldemar Pawlak, afin de discuter des projets financés par le
fonds de cohésion au vu de la crise économique du moment. Ils ont tout deux critiqué
le manque de démocratie du G-20 en vue de la réunion de crise du groupe prévue à
Londres. Elle a également rencontré les ministres de l’agriculture, Marek Sawicki, et du
développement régional, Elzbieta Bienkowska. En juillet, elle s’est rendue aux Etats-
Unis pour y rencontrer des représentants de l’administration Obama ainsi que des
représentants des entreprises et organisations actives dans les technologies vertes. Si
sur la côte Est elle a discuté principalement du conflit fiscal, l’objectif de la visite sur la
côte Ouest était de comparer les développements de la technologie verte en Californie
et en Suisse. Elle est ensuite allée en Colombie rencontrer le président colombien,
Alvaro Uribe, et le ministre du commerce, Luis Guillermo, afin de discuter du traité de
libre-échange avec l’AELE, de l’accord de protection des investissements et de celui de
double imposition. En novembre, elle a rencontré à Rome son homologue italien,
Claudio Scaloja. Elle y a notamment critiqué les méthodes du ministre des finances
italien. 58
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Au mois de février, la cheffe du département de justice et police, Evelyne Widmer-
Schlumpf, s’est rendue à Ankara afin de discuter de la lutte contre le terrorisme, de la
criminalité organisée et de l’immigration illégale. Elle y a rencontré le premier ministre,
Cemil Cicek, le ministre de l’intérieur, Besir Atalay, et celui de la justice, Mehmet Ali
Sahin. Elle les a entre autres informés des mesures prises par le Conseil fédéral pour
restreindre les activités du parti kurde du travail (PKK) sur le sol helvétique. En mars,
elle s’est rendue à Washington et y a rencontré le nouveau ministre américain de la
justice, Eric Holder. Les discussions se sont centrées sur la coopération judiciaire dans
la lutte contre le financement du terrorisme et le crime organisé, les passeports
biométriques et le sort des détenus de Guantanamo. La crise fiscale qui ébranlait les
relations des deux pays n’a été abordée que marginalement. En octobre, elle s’est
rendue à Beijing (Chine) pour rencontrer les ministres chinois de la sécurité publique,
Meng Jianzhu, et de la justice, Wu Aiying. Les discussions ont portés sur la coopération,
la criminalité organisée, la traite des êtres humains et la migration illégale. La
disparition du réalisateur tibétain Dhondup Wangchen, dont le cousin vit en Suisse,
suite à son arrestation par les autorités chinoises, a également été abordée. En
novembre, elle a rencontré le ministre de l’intérieur italien à Rome, Roberto Maroni, et
son collègue de la justice, Angelino Alfano. Les discussions se sont focalisées sur la
question de la coopération bilatérale dans les domaines de la migration, de la police et
de la justice, notamment autour de l’accord de Schengen. 59

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.01.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

La Suisse et les Etats-Unis ont conclu un nouvel accord réglementant l’accès aux
données des passagers aériens. Il fait suite à l’accord similaire de 2005 arrivant à
échéance. 60

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 15.01.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

En février, au lendemain des résultats sur la votation relative à la libre-circulation, la
cheffe du DFAE, Micheline Calmy-Rey, a rendu visite à la commissaire européenne aux
affaires étrangères, Benita Ferrero-Waldner, à Bruxelles. Bien que l’atmosphère ait été
jugée excellente entre les deux parties et malgré le résultat positif des votations sur la
libre circulation, la résurgence de dossiers conflictuels telles les questions de la
fiscalité et du secret bancaire continuait d’obscurcir les relations bilatérales. D’autre
part, les deux parties ont décidé de mettre à l’épreuve la faisabilité d’un accord cadre
permettant une certaine reprise des acquis communautaires tout en préservant la
souveraineté législative suisse, l’Union estimant que les 120 accords bilatéraux lui
étaient défavorables et lourds à gérer. En mars, elle s’est rendue à Paris pour
rencontrer le ministre français du budget, Eric Woerth, et le ministre des affaires
étrangères, Bernard Kouchner. Les discussions ont notamment porté sur la CDI avec la
France et les standards de l’OCDE dans l’échange d’informations fiscales. En avril
toujours, elle s’est rendue à Abuja (Nigeria) et a rencontré son homologue et le vice-
président nigérian, Ojo Maduekwe et Goodluck Ebele Jonathan. Les discussions ont
porté sur l’entraide administrative en matière fiscale et sur un éventuel partenariat en
matière migratoire. Elle s’est ensuite rendue au Mali et au Burkina Faso dans l’objectif
de trouver une solution pour les deux otages suisses enlevés au Mali par le groupe Al-
Qaïda au Maghreb islamique. En juillet, elle s’est rendue aux Etats-Unis pour rencontrer
son homologue américaine, Hillary Rodham Clinton. L’objectif de cette rencontre était
d’apaiser les tensions dans le cadre des démêlés d’UBS avec la justice américaine. 61
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La secrétaire d’Etat américaine, Hillary Rodham Clinton, et le chef de la diplomatie
russe, Sergueï Lavrov, se sont rendus à Genève afin de discuter du désarmement lié à
l’accord Start qui prenait fin durant l’année sous revue. En marge de ce sommet, la
ministre américaine a rencontré la cheffe du DFAE. La première a remercié la Suisse
pour ses bons offices, notamment en Iran depuis 1980, et pour ses efforts dans le
dossier nucléaire iranien. La seconde a rappelé que le gouvernement suisse avait de la
peine à accepter les pressions américaines dans le conflit fiscal qui les opposait et a
affirmé que la Suisse était prête à accueillir des détenus de Guantanamo. 62
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En début d’année, le Conseil fédéral a étudié la possibilité d’accueillir un ou plusieurs
prisonniers de la base américaine de Guantanamo conformément à l’engagement des
membres de l’espace Schengen. La gauche a accueilli l’idée de manière positive en
estimant qu’il fallait contribuer à éliminer ce camp de prisonniers controversé tandis
que la droite s’est montrée plus méfiante. Seule l’UDC s’y est opposée en affirmant que
ce n’était pas à la Suisse de prendre des risques pour sa sécurité afin de régler les
problèmes que les Etats-Unis s’étaient eux-mêmes créés. Si la Conférence des
directeurs cantonaux de justice et police s’est montrée sceptique, les cantons de
Genève et du Jura se sont déclarés prêts à accueillir des détenus. En juin, un émissaire
américain chargé de la fermeture du camp s’est rendu à Berne afin de discuter de la
question. 63
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Au mois de février, Doris Leuthard, présidente de la Confédération durant l’année sous
revue, est allée à Madrid à la suite de Micheline Calmy-Rey dans le cadre de la
résolution de la crise des otages avec la Libye. Elle y a remercié la présidence espagnole
de l’UE et le roi d’Espagne pour leur médiation dans le conflit. En avril, elle s’est rendue
à Washington à l’invitation du président Obama pour le sommet sur la sécurité
nucléaire visant à élaborer des mesures afin d’éviter l’appropriation de matériel
nucléaire par des terroristes. La cheffe du Département de l’économie (DFE) a
également traité des questions relatives à l’aéroport de Zurich, aux négociations de la
nouvelle CDI et aux fichiers volés avec la chancelière Angela Merkel à Berlin. Les deux
parties ont affirmé que les groupes de travail mixtes traitant de ces sujets ont permis
des progrès. En mai, elle a discuté du différend fiscal opposant la Suisse et l’Italie avec
Silvio Berlusconi à Rome. Elle a encore rencontré le ministre des affaires étrangères,
Franco Frattini, et celui de l’économie et des finances, Giulio Tremonti. Une reprise des
négociations relatives à la nouvelle CDI a été évoquée et Silvio Berlusconi a assuré
s’engager dans la résolution du conflit libyen. Le même mois, elle s’est rendue à Paris
dans le cadre d’une rencontre ministérielle de l’OCDE. Elle a déclaré que la pression
autours de la question fiscale a baissé suite aux négociations de nouvelles CDI mais que
les pays membres auraient de nouvelles exigences relatives à l’échange automatique en
matière fiscale. En juillet, elle a rencontré le président de la commission européenne,
José Manuel Barroso, et le président du Conseil européen, Herman Van Rompuy à
Bruxelles. Les discussions ont porté sur la reprise des acquis communautaires dans un
contexte où l’UE souhaite redéfinir ses relations avec la Suisse. Au mois d’août, la
présidente helvétique est allée en Chine avec une délégation de trente représentants
des milieux économiques afin de lancer le processus de négociation d’un accord de
libre-échange entre les deux pays. Elle a ensuite signé un plan d’action économique
visant le renforcement de la collaboration entre la Suisse et la Russie avec son
homologue Dmitri Medvedev à Sotchi (Russie). Au mois de septembre, elle a pris la
parole lors de l’Assemblée générale des Nations Unies à New York. Elle a ensuite
rencontré les présidents des Etats-Unis et de la République populaire de Chine, Barack
Obama et Hu Jintao. Au mois d’octobre, elle s’est rendue en Jordanie pour rencontrer
le roi Abdullah II et le ministre de la planification et de la coopération internationale,
Jafar Hassan. Les discussions ont porté sur les relations économiques des deux pays et
sur la signature d’un accord-cadre visant l’amélioration des services de sauvetage
jordaniens. En novembre, elle a traité des questions d’immigration, d’intégration, de
politique européenne et de crise économique dans le cadre de la rencontre annuelle
des pays germanophones à Lübeck (Allemagne). 64
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Au mois de janvier, Micheline Calmy-Rey est allée en Slovénie, en Géorgie et en Russie
lors d’un voyage de trois jours. La rencontre de Ljubljana s’inscrit dans le cadre des
relations bilatérales ordinaires avec la Slovénie. A Tilfis (Géorgie), la cheffe du DFAE a
fait un discours auprès de représentants du gouvernement, de l’opposition et
d’organisations non gouvernementales à propos des droits humains, de l’Etat de droit
et des structures démocratiques. Elle l’a fait en tant que présidente du Conseil de
l’Europe. Elle a ensuite rencontré le ministre russe des affaires étrangères, Sergei
Lavrov à Moscou. Les discussions se sont concentrées sur la normalisation des relations
entre la Géorgie et la Russie ainsi que sur la réforme de la Cour européenne des droits
de l’homme. En février, elle a évoqué la restitution des fonds Duvalier avec le président
René Préval en Haïti. Elle s’est ensuite rendue au Sud-Kivu en République
démocratique du Congo, puis en Tanzanie, dans le cadre d’une rencontre avec la DDC
qui finance des projets dans la région. En mars, elle a discuté de la question libyenne et
surtout de la procédure empêchant certains ressortissants libyens d’obtenir un visa
Schengen avec la cheffe de la diplomatie européenne, Catherine Ashton, à Bruxelles. Au
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mois d’avril, elle a présenté les contours de la conférence d’Interlaken au siège du
Conseil de l’Europe, à Strasbourg. La conférence a traité de la question des réformes à
entreprendre au sein du conseil. En mai, elle est allée à New York dans le cadre de la
conférence des Nations Unies sur la révision du traité de non prolifération nucléaire.
Micheline Calmy-Rey a critiqué le fait qu’après deux décennies post guerre froide, le
recours à l’arme nucléaire demeure au sein des doctrines militaires des Etats. En juin,
elle s’est rendue en Chine dans le cadre de l’exposition universelle de Shanghai. Elle a
visité le pavillon suisse avant de se rendre à Pékin pour rencontrer le vice-premier
ministre chinois, Li Keqiang et le ministre des affaires étrangères, Yang Jiechi. Au mois
d’août, elle a rencontré le ministre indien des affaires étrangères et celui des finances,
de l’environnement et de la science à New Dehli. En septembre, elle est allée à New
York pour le sommet des Nations Unies sur les Objectifs du millénaire lors duquel elle a
affirmé que la communauté internationale s’est trop focalisée sur les symptômes de la
pauvreté plutôt que sur ses causes. Au mois de novembre, elle s’est rendue à Bruxelles
à l’occasion du 50ème anniversaire de la mission suisse. Elle a souhaité une
« helvétisation » du continent européen en ce qui concerne la démocratie directe tout
en admettant que la Confédération doit mieux harmoniser sa démocratie directe avec
ses obligations internationales. 65

Au mois de février, Didier Burkhalter est allé signer l’accord relatif à la participation de
la Suisse aux programmes communautaires de formation à Bruxelles. Il y a rencontré
Androulla Vassiliou, commissaire européenne en charge de l’éducation. En octobre, il a
célébré les 10 ans de la diplomatie scientifique au sein du réseau Swissnex, à Boston. Il
s’est ensuite rendu à San Francisco pour visiter un grand réseau de soins intégrés. Au
mois d’août, il est allé au Brésil dans le cadre de la coopération scientifique et
sanitaire. 66
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Au mois de février, Hans-Rudolf Merz a participé à une rencontre confidentielle des
ministres des finances suisse, allemand, luxembourgeois et liechtensteinois à
Luxembourg. Cette rencontre a fait suite à la réunion du mois de mars de l’année
précédente qui avait permis d’harmoniser la position des intervenants face aux
attaques du G20 contre le secret bancaire. Au mois de mars, il est allé à Berlin dans le
cadre de la résolution du conflit relatif aux données volées. Il a rencontré le ministre
allemand des finances, Wolfgang Schäuble, afin de parapher une nouvelle CDI (voir
supra). En octobre, il s’est rendu à Washington pour l’Assemblée générale du FMI, lors
de laquelle il a défendu le siège helvétique. Celui-ci est menacé par la réforme visant à
redistribuer le pouvoir vers les pays émergents. Il a mis en avant l’importance de la
place financière et économique, le rôle du franc et la contribution financière de la
Suisse à l’organisation. Il a ensuite signé une déclaration d’ouverture de négociations
sur la fiscalité à Londres. Il a ainsi rencontré le chancelier de l’échiquier, Georges
Osborne, et le ministre délégué aux questions fiscales, David Gauke. Il est retourné à
Berlin pour signer une déclaration similaire ainsi qu’une nouvelle CDI avec le ministre
des finances, Wolfgang Schäuble. Ces deux signatures sont intervenues sur fond de
conflits avec l’Allemagne relatif aux données volées et avec l’UE relatif à la question
fiscale. 67
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La république populaire de Chine a adressé une mise en garde à la Confédération afin
de la dissuader d’accueillir les deux ex-détenus ouïgours de la prison de Guantanamo,
que les Etats-Unis ont décidé de libérer, alors que la Suisse et la Chine ont créé un
groupe de travail afin d’étudier la faisabilité d’un accord de libre-échange. 68
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Suite à l’approbation jurassienne d’accueillir deux ex-détenus ouïgours de la prison de
Guantanamo et aux menaces du gouvernement chinois, des parlementaires se sont
manifestés au sein de la Commission de politique de sécurité (CPS-N) et de celle de
politique extérieure du Conseil national (CPE-CN) pour recommander de ne finalement
pas les admettre en Suisse. 69
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Le parlement a approuvé la CDI avec les Etats-Unis exigeant l’ouverture d’un nouveau
cycle de négociations dans un espace de deux ans après la signature. 70

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Le Conseil des Etats a adopté une motion Briner (plr, SH; 10.3647) chargeant le Conseil
fédéral d’accélérer la révision de la CDI dans le domaine des impôts sur la masse
successorale et sur les parts héréditaires. Le conseiller aux Etats a estimé que la Suisse
est pénalisée par rapport à d’autres nations. La convention ne traite pas de la question
de l'imposition des titres et des actifs mobiliers américains dans le pays du dernier
domicile d’un défunt alors que le taux d’imposition sur les successions peut atteindre
45 pour cent. Parallèlement, le Conseil national a adopté une motion Fiala (plr, ZH)
allant dans le même sens. 71

MOTION
DATUM: 17.12.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Anfang des Jahres traf sich Doris Leuthard im Rahmen des traditionellen
Dreikönigstreffens in Bayern mit verschiedenen deutschen Spitzenpolitikern und legte
dabei die Haltung der Schweiz zur EU dar. Die Verkehrsministerin folgte der Einladung
ihres italienischen Amtskollegen im April und besuchte Rom, wo sie über die
Südanschlüsse der Neat diskutierte. Zudem unterzeichnete sie ein Memorandum of
Understanding mit dem italienischen Industrieminister bezüglich der Zusammenarbeit
im Bereich der erneuerbaren Energien. Die Bundesrätin traf sich im April in Brüssel mit
dem für Energiefragen zuständigen EU-Kommissar Günther Oettinger. Das anvisierte
Energieabkommen zwischen der Schweiz und der EU stand dabei im Zentrum der
Gespräche. Es wurde vereinbart, die noch offenen Fragen, vornehmlich im
institutionellen Bereich, bis im Herbst zu klären. Bei einem Besuch in den USA im Juli
führte die Bundesrätin Gespräche im Bereich der Energiepolitik und des Klimaschutzes.
Im August stattete die Energieministerin der Türkei einen Besuch ab, um in Ankara mit
den zuständigen türkischen Ministern über eine vertiefte Kooperation im Energie- und
Umweltbereich zu sprechen. 72
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Après une longue recherche de compromis, les chambres ont approuvé le complément
de la CDI avec les Etats-Unis. 73

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.03.2012
EMILIA PASQUIER

Les sanctions prises contre l’Iran en janvier 2011 ont été renforcées en avril 2012, se
ralliant ainsi partiellement aux mesures décidées par l’UE. En juillet, les sanctions se
sont encore renforcées en limitant notamment le marché des métaux précieux, des
diamants et du matériel de surveillance Internet ou téléphonique. Cependant, le
gouvernement helvétique n’a pas suivi les USA et l’UE qui ont déclaré l’interdiction de
transactions pétrolières avec l’Iran. Les marchands suisses sont uniquement tenus de
déclarer les transactions. Ont également été refusées les sanctions contre la Banque
Centrale Iranienne. 74
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La Suisse a signé un accord réglant l'échange de données ADN et dactyloscopiques,
ainsi que le mémorandum d'entente HSPD-6 concernant l'échange de données de
terroristes connus ou présumés. Ces accords permettent ainsi à la Suisse de rester
dans le programme d’exemption de visa (Visa Waiver Program, VWP). 75
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Président de la Confédération en 2013, le ministre de la défense, de la protection de la
population et des sports Ueli Maurer a effectué son premier voyage à l’étranger en
Allemagne, où il a pris part à la 49e Conférence de Munich sur la sécurité. Toujours en
hiver, une rencontre informelle a été organisée entre le président autrichien et Ueli
Maurer lors des championnats du monde de ski alpin à Schladming. Puis, le président
s’est rendu à Vaduz où il a signé une déclaration d’intention visant à intensifier la
collaboration en matière de sécurité. Au Vatican, Ueli Maurer a assisté à la cérémonie
d’assermentation des gardes suisses, avant d’être reçu par le Pape François. En juin, il a
effectué une visite officielle en Lituanie où il a rencontré la présidente Dalia
Grybauskaité. C’est ensuite le président chinois Xi Jinping qui a accueilli le conseiller
fédéral pour un séjour de trois jours en Chine. De retour en Europe, Ueli Maurer s’est
rendu à Innsbruck pour la rencontre quadripartite des chefs d’Etat comprenant
l’Autriche, l’Allemagne, le Liechtenstein et la Suisse. Accompagné de Didier Burkhalter,
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le ministre zurichois a participé à la 68e session de l’Assemblée générale de l’ONU à
New York. C’est finalement le Kosovo qui a accueilli Ueli Maurer dans le courant du mois
de novembre.

La ministre de la justice et police, Simonetta Sommaruga, a débuté l’année en se
rendant à la réunion informelle du Conseil Justice et affaires intérieures de l’UE à
Dublin. Puis, elle s’est rendue au Nigéria. Elle a profité de cette occasion pour saluer la
coopération, notamment le partenariat migratoire signé en 2011, entre les deux pays.
Toujours sur le continent africain, en Angola, elle a signé un accord sur la suppression
de l’obligation de visas pour les diplomates et un accord de coopération en matière de
migration avec le gouvernement angolais. Un autre accord de migration a été signé lors
de son passage en République Démocratique du Congo. Les ministres de la justice
d’Allemagne, d’Autriche, du Liechtenstein et de la Suisse se sont rencontrés à
Nuremberg pour un échange d’idées sur la lutte contre la traite d’êtres humains,
l’intégration des étrangers, ainsi que sur les conséquences migratoires du printemps
arabe. C’est ensuite à Vilnius que la ministre a pris part à une réunion informelle du
Conseil Justice et Affaires intérieures de l’UE. Invitée par la ministre autrichienne,
Simonetta Sommaruga a par la suite rencontré ses homologues allemands, autrichiens
et liechtensteinois à Alpbach, où les discussions ont porté sur la transparence et la
protection des données. En septembre, la politicienne socialiste s’est envolée pour
New York, où elle a participé au dialogue de haut niveau des Nations Unies sur les
migrations internationales et le développement. En octobre, un accord pour renforcer
la coopération policière a été signé alors que la ministre rencontrait son homologue
italien à Rome. De passage en France, Simonetta Sommaruga s’est exprimée sur la
criminalité transfrontalière, les migrations, la politique d’asile et le voile islamique. La
conseillère fédérale s’est finalement rendue à Bruxelles où elle a participé à la réunion
du Comité mixte Schengen. 

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
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Eveline Widmer-Schlumpf, ministre des finances, a représenté la Suisse lors de la
réunion des ministres des finances et des directeurs des banques centrales des Etats
membres du G20. Invitée par la Russie, la ministre a rencontré le président Vladimir
Poutine. Le gouvernement du Liechtenstein a ensuite accueilli la ministre pour une
discussion portant sur les marchés financiers et autres thèmes fiscaux. En mars, la
ministre grisonne a participé à la rencontre des ministres germanophones des finances
à Berlin. L’accord FATCA, la crise de la dette et les relations Suisse-UE se sont dessinés
comme les thèmes centraux de cette rencontre. Toujours dans le domaine
économique, la ministre s’est rendue à Washington afin de participer à l’assemblée de
printemps du FMI et de la Banque mondiale. En juillet, la conseillère fédérale s’est
déplacée à Paris pour signer la nouvelle convention suisse contre les doubles
impositions en matière de succession. Accompagnée par le président de la BNS Thomas
Jordan, Eveline Widmer-Schlumpf s’est rendue à Moscou pour la réunion des ministres
des finances et des directeurs des banques centrales des Etats membres du G20. Ces
mêmes personnes se sont ensuite rendues à Washington pour prendre part à
l’assemblée annuelle du FMI et de la Banque mondiale et à la réunion des ministres des
finances et des gouverneurs des banques centrales des Etats membres du G20. Une
autre réunion des ministres de l’économie et des finances des pays membres de l’UE et
de l’AELE, a ensuite amené la conseillère fédérale à Luxembourg.

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.01.2013
EMILIA PASQUIER

En février, la Suisse a signé l’accord FATCA avec les Etats-Unis. Cet accord doit
permettre aux Etats-Unis d’avoir accès aux informations de ses contribuables
possédant un compte à l’étranger.

ANDERES
DATUM: 14.02.2013
EMILIA PASQUIER

Afin de réaliser des économies, le Conseil fédéral a décidé de fermer le consulat
général et de nommer un consul honoraire à Chicago. Suite à une pétition de
800 signatures récoltées par le Swiss Club of Chicago, la CPE-CN a déposé une motion
demandant au Conseil fédéral de revenir sur sa décision. Alors que le Conseil national a
suivi sa commission par 153 voix contre 22, le Conseil des États s’est lui opposé à la
motion, suivant une proposition de minorité Keller-Sutter(plr, SG) par 26 voix contre 11
et 4 abstentions. 76

MOTION
DATUM: 06.06.2013
EMILIA PASQUIER
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Le Conseil fédéral a publié un message concernant la convention de sécurité entre la
Suisse et les Etats-Unis. Datant de 1979, la convention a été révisée au cours de l’année
sous revue. Aucune modification de fond n’a été apportée. 77

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.09.2013
EMILIA PASQUIER

Les révélations d’Edward Snowden sur les activités d’espionnage des Etats-Unis n’ont
pas épargné la Suisse. En effet, l’informaticien américain a révélé que la CIA espionnait
la place financière genevoise. Dans la même lignée, les affaires de mises sur écoute
réalisées par la National Security Agency (NSA) ont déclenché une vague de questions
chez les parlementaires de gauche lors de la session d’automne. En outre, la conseillère
Leutenegger Oberholzer (ps, BL) a déposé une motion demandant une suspension de la
collaboration entre la Suisse et la NSA. 78

MOTION
DATUM: 31.12.2013
EMILIA PASQUIER

Didider Burkhalter a effectué une visite aux États-Unis du 24 au 25 février en tant que
président de la Confédération et en tant que président de l'OSCE. Il a pris la parole
devant le Conseil de sécurité des Nations Unies à New York afin de présenter les
priorités de la présidence suisse de l’OSCE et de souligner l'importance de la
collaboration entre l'OSCE et l'ONU. Il a ensuite rencontré le vice-président américain
Joe Biden pour faire le point sur les relations bilatérales entre la Suisse et les États-
Unis, mais également pour parler de la crise ukrainienne. 79

ANDERES
DATUM: 24.02.2014
CAROLINE HULLIGER

Dans son message du 15 mai 2013, le Conseil fédéral a demandé l'approbation de la
Convention de sécurité sociale révisée entre la Confédération suisse et les Etats-Unis
d‘Amérique. En août 2013, la CSSS-CN a approuvé cette convention sans opposition,
soulignant l'importance d'une révision suite aux diverses modifications des législations
suisse et américaine depuis 1979. Lors de la session d'automne 2013, le Conseil national
a suivi sa commission en approuvant la convention par 168 voix contre 6. Début janvier
2014, la CSSS-CE s'est également prononcé en faveur de la convention, puis le Conseil
des Etats a donné son feu vert à l'unanimité le 11 mars 2014. 80

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.03.2014
CAROLINE HULLIGER

Du 7 au 11 juillet, la conseillère fédérale Doris Leuthard était en visite aux États-Unis où
elle a mené plusieurs entretiens de travail portant sur des questions de politique
climatique et énergétique à Washington et à Boston. C'est dans cette ville qu'elle a
inauguré l'exposition « Watt d’Or – Swiss Energy Excellence » dans le cadre des Swiss-
US Energy Innovation Days. 81

ANDERES
DATUM: 07.07.2014
CAROLINE HULLIGER

Invité par la Maison Blanche, le chef du Département fédéral de l’économie, de la
formation et de la recherche s'est rendu en janvier à Washington où il a participé à une
table ronde avec la ministre du Commerce, Penny Pritzker, le ministre du Travail,
Thomas Perez, et des responsables d’entreprises suisses. Johann Schneider-Ammann
s'est dit fier de l'intérêt des Etats-Unis pour le système de formation professionnelle
suisse. Il a aussi été question des relations économiques entre les deux pays. 82

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 13.01.2015
CAROLINE HULLIGER

Didier Burkhalter a participé, sur invitation du secrétaire d’Etat américain John Kerry à
la conférence sur la lutte contre l’extrémisme violent qui s'est tenu le 19 février à
Washington. Il a été question de trouver des mesures politiques afin d'éviter que des
jeunes tombent entre les mains de groupes terroristes. 83

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 19.02.2015
CAROLINE HULLIGER

Une délégation suisse s'est rendue à la Silicon Valley et à Washington pour une mission
économique et scientifique. Elle était accompagnée par le chef du DEFR. Le voyage qui
a duré du 5 au 10 juillet avait pour but de resserrer la coopération dans les domaines de
l’innovation et de la formation professionnelle ainsi que de renforcer les liens
économiques avec les États-Unis. Avant de retourner en Suisse, Johann Schneider-
Ammann et son homologue américaine, la ministre Penny S. Pritzker, ont signé une
déclaration d’intention sur la formation professionnelle. 84

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 05.07.2015
CAROLINE HULLIGER
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Début septembre, le chef du DEFR a accueilli le ministre du Travail des Etats-Unis
d’Amérique, Thomas E. Perez. Les deux hommes ont signé à Berne la déclaration
d'intention qui avait déjà été signée en juillet à Washington par Johann Schneider-
Ammann et la ministre américaine du Commerce Penny Pritzker, également concernée
par la coopération. 85

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.09.2015
CAROLINE HULLIGER

Lors de la 20e conférence annuelle de l’Association Internationale des procureurs et
poursuivants, la cheffe du DFF a rencontré la ministre de la Justice des Etats-Unis.
Eveline Widmer-Schlumpf et Loretta Lynch se sont entretenus sur la mise en œuvre du
programme américain visant à résoudre le différend fiscal lié aux banques suisses.

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 14.09.2015
CAROLINE HULLIGER

Johann Schneider-Ammann a participé à la Conférence ministérielle de l’AELE qui
s'est tenue le 23 novembre à Genève. Il a été question des négociations en cours
concernant les accords de libre-échange avec la Géorgie, l'Inde, l'Indonésie, la Malaisie,
les Philippines et le Vietnam et des accords en vue avec la Turquie, le Canada et le
Mexique. Par ailleurs, les ministres de l'AELE ont rencontré l'ambassadeur américain
Michael Punke, représentant adjoint au commerce, qui les a informés de l'avancement
des négociations de libre-échange entre les Etats-Unis et l'UE. 86

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 23.11.2015
CAROLINE HULLIGER

Im Juni 2021 nutzte der Bundesrat ein Treffen zwischen US-Präsident Biden und dem
russischen Präsidenten Putin in Genf für bilaterale Treffen mit den beiden
Staatsoberhäuptern. Im Vorfeld stellte sich die Sonntagszeitung die Frage, ob die
Englischkenntnisse von Bundespräsident Parmelin der Tragweite der Treffen gerecht
würden, und der Sonntags-Blick sah in den Treffen eine willkommene Ablenkung für
Ignazio Cassis von den Wirren des EU-Dossiers. Den Anfang machte am 15. Juni das
Treffen der Schweizer Delegation unter Führung der Bundesräte Parmelin und Cassis
mit Joe Biden und US-Aussenminister Antony Blinken. Laut NZZ handelte es sich dabei
vor allem um ein «Höflichkeitstreffen», da es nur circa eine halbe Stunde dauerte. Im
Zentrum der Gespräche stand das Thema «Bildung», speziell die Berufsbildung, wo man
mithilfe eines erneuerten MoU einen engeren Austausch anstrebte. Ebenfalls
angesprochen wurde das Schutzmachtmandat der Schweiz zugunsten der USA im Iran.
Des Weiteren diskutierte man den Stand der exploratorischen Gespräche für ein
mögliches Handelsabkommen. Im Anschluss an das Treffen sprach Bundespräsident
Parmelin vor allem den amerikanisch-russischen Gipfel an und zeigte sich
hoffnungsfroh, dass sich die Gespräche positiv auf die Weltpolitik auswirken könnten.
Ignazio Cassis zeigte sich vor allem darüber erfreut, dass Genf wiederum seine
Bedeutung als internationaler Standort für interdisziplinäre Kooperation beweisen
konnte. Auf Nachfrage der anwesenden Journalistinnen und Journalisten gaben die
Bundesräte bekannt, dass man sich auch über den bevorstehenden Kauf von Kampfjets
durch die Schweiz unterhalten habe. 

Tags darauf traf sich die Schweizer Delegation mit dem russischen Präsidenten
Wladimir Putin, wobei ebenfalls die Schutzmachtmandate der Schweiz für Russland und
Georgien angesprochen wurden. Bundespräsident Parmelin äusserte sich kritisch zur
sich verschlechternden Sicherheitslage in Europa, die auch von einer Erosion des
zwischenstaatlichen Vertrauens geprägt sei. Schliesslich wurde auch die Stärkung der
OSZE, in der Russland als wichtiger Akteur gilt, vom Bundesrat angesprochen. 87

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 16.06.2021
AMANDO AMMANN

Mitte April 2022 kündigte der Bundesrat eine Reise von Bundesrat Guy Parmelin in die
USA, sowie dessen Teilnahme an der Frühjahrstagung des IWF und der WBG in
Washington an. Dort sollte er begleitet werden von Bundesrat Ueli Maurer und
Nationalbankpräsident Thomas Jordan. Guy Parmelin reiste am 19. April nach San
Francisco, um mit Schweizer Unternehmen und kalifornischen Behörden die Umsetzung
des MoU über die Kooperation im Bereich Berufsbildung zu sprechen. Darüber hinaus
führte er im Rahmen des von Swissnex organisierten Besuchs Gespräche mit
Vertreterinnen und Vertretern der Wirtschaft, sowie von Hochschulen und
Technologiefirmen. Swissnex – das globale Schweizer Netzwerk für Bildung, Forschung
und Innovation – verbinde die Schweiz in diesen Bereichen mit den USA und
unterstütze Partner bei der internationalen Vernetzung, teilte der Bundesrat in seiner
Medienmitteilung mit. 

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 22.04.2022
AMANDO AMMANN
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Bundesrat Maurer und SNB-Präsident Jordan nahmen derweil an einem Treffen der
Finanzminister und Notenbankgouverneure der G20 teil, sowie am Ministertreffen der
Financial Action Taks Force on Money Laundering, die sich der Bekämpfung von
Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung widmet. Danach nahmen alle drei
Schweizer Repräsentanten gemeinsam an der Tagung des IWF und der WBG teil, die den
Krieg in der Ukraine und dessen Auswirkungen auf die Weltwirtschaft, die
wirtschaftspolitischen Antworten auf den Klimawandel und die Förderung der
Klimatransition in ärmeren und vulnerablen Ländern thematisierte. Der
Entwicklungsausschuss der Weltbank beriet zudem die Verschuldung von Staaten und
das Potenzial der Digitalisierung für die Entwicklung in fragilen und von Konflikten
betroffenen Ländern. Die Schweiz unterstützte dieses Engagement der WBG und
forderte weitere Massnahmen zur Schuldentransparenz.
Für Aufregung sorgte eine Protestaktion gegen die russische Regierung: Nachdem der
russische Finanzminister virtuell das Wort ergriffen hatte, verliess die Hälfte der
Teilnehmenden an der Sitzung des IWF den Saal. Bundesrat Maurer beteiligte sich nicht
an dieser Aktion, da er nach eigener Aussage einen Staat repräsentiere, der neutral sei
und er nicht seine persönliche Betroffenheit markieren müsse. 88

Entwicklungspolitik

L’Allemagne, les Etats-Unis et l’OTAN ont présenté leurs excuses à la Confédération
après que la résidence de l’ambassadeur de Suisse à Belgrade a été endommagée par
les bombardements de l’Alliance visant un dépôt de carburant voisin. 89

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 22.05.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Aussenwirtschaftspolitik

Dans le courant du mois de mars 2019, les deux chambres du Parlement fédéral ont pris
acte du rapport sur la politique économique extérieure 2018. Dans un contexte
marqué notamment par l'émergence de tendances protectionnistes sur la scène du
commerce international, la réorientation de la politique économique extérieure des
Etats-Unis – ayant contribué à une forte mise sous pression de l'OMC et de l'OCDE –, le
Brexit ou encore les négociations en vue de la signature d'un éventuel accord
institutionnel entre la Suisse et l'UE, l'action helvétique en terme de politique
économique extérieure a, durant l'année écoulée, été guidée par deux objectifs:
améliorer l'accès de l'économie suisse aux marchés internationaux et consolider les
relations politiques et économiques avec l'UE. 
En ce qui concerne plus particulièrement le dossier européen, à la suite de pourparlers
débutés en 2014, le Conseil fédéral a pris connaissance du projet d'accord cadre au
début du mois de décembre 2018 et choisi de soumettre le texte en question à une
consultation dont les résultats sont attendus pour le printemps 2019. A titre de rappel,
le 21 décembre 2017, Bruxelles faisait le choix de limiter la prolongation de l'équivalence
boursière accordée à la Suisse à un an. En décembre 2018, cette même équivalence a
une nouvelle fois été reconduite de façon restreinte – soit jusqu'au 30 juin 2019 –, dans
l'attente de voir quelle sera la position de la Suisse sur l'accord cadre institutionnel.
Alors que la date d'exécution du Brexit était initialement fixée au 29 mai 2019, le
Conseil fédéral a également fait part de sa volonté de maintenir des relations aussi
«fluides» que possible avec le Royaume-Uni.
Pour l'année à venir, la priorité sera accordée à l'amélioration de l'accès des
entreprises suisses aux marchés étrangers et au développement du réseau d'accords
de libre-échange (ALE), et ce notamment avec le Mercosur (Argentine, Brésil, Paraguay
et Uruguay). Des entretiens exploratoires en vue de la conclusion d'un éventuel ALE
avec les Etats-Unis sont également envisagés. 
Parallèlement au rapport sur la politique économique extérieure, le Conseil fédéral
soumettait également au Parlement les objets suivants: l'arrêté fédéral portant
approbation de l'accord entre la Confédération suisse et la Géorgie concernant la
reconnaissance mutuelle et la protection des indications géographiques, des
appellations d'origine et des indications de provenance, l'arrêté fédéral autorisant le
Conseil fédéral à approuver des amendements aux annexes de l'accord entre le Conseil
fédéral de la Confédération suisse et le Gouvernement de la Fédération de Russie
concernant la protection des indications géographiques et des appellations d'origine,
ainsi que le rapport et le projet d'arrêté fédéral sur le mesures tarifaires prises en 2018.

L'ensemble des objets précités ont été adoptés à l'unanimité par chacune des deux
chambres parlementaires. 90

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.03.2019
AUDREY BOVEY
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Au mois de septembre 2018, le conseiller aux États Konrad Graber (pdc, LU) déposait
une motion enjoignant le Conseil fédéral à conclure un accord de libre-échange (ALE)
– ou du moins un accord commercial préférentiel – avec les États-Unis, afin de
permettre à la Suisse de renforcer son industrie d'exportation et de s'assurer un accès
au marché américain. Alors qu'en 2006, les négociations en vue de la conclusion d'un
ALE entre la Suisse et les Etats-Unis avait été interrompues faute de consensus, le
Conseil fédéral s'est déclaré en faveur de l'acceptation de la motion Graber. Le géant
américain représente en effet le deuxième partenaire commercial de la Suisse, après
l'UE. Au mois de septembre 2018, la CER-CN a d'ailleurs approuvé une proposition
recommandant de mener des entretiens exploratoires avec les États-Unis en vue de la
conclusion d'un éventuel ALE. En cas d'issue positive des discussions en question et sur
mandat de négociation, l'exécutif fédéral consultera alors les commissions
parlementaires compétentes, les cantons ainsi que les milieux intéressés. 
Le Conseil des États et le Conseil national (122 voix pour, 47 contre et 7 abstentions) ont
tous deux accepté la motion Graber, respectivement en décembre 2018 et juin 2019. Si,
dans la chambre des cantons, le texte n'a suscité aucune opposition, dans la chambre
du peuple, la minorité Arslan (basta, BS) optait pour le rejet de la motion. «Le
commerce est important, mais nécessite des garde-fous sociaux et écologiques», a
déclaré à ce propos l'élue bâloise. 91

MOTION
DATUM: 20.06.2019
AUDREY BOVEY
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